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Unter dieser Rubrik können die Ergebnisse VO:  — Dıplom- beziehungsweise Zulassungsarbeiten
studentischer Vereinsmitglieder vorgelegt werden. Voraussetzung für ıne Aufnahme siınd
wissenschaftliche Qualität un methodische Orıginalıtät. Dıie Arbeiten mussen, wWenn auch
Ur auf begrenztem Gebiet, die Forschung weıterführen.
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Eugen olz (1881—1945)
Seine Politik und seın Weg in den polıtischen Wıiıderstand'

Einleitung
Das Leben und Wırken des Politikers ugen Bolz, der den bedeutendsten Politikern des
deutschen Katholizismus gehört, tällt in eıne entscheidende »Geschichtsepoche«, die Weıma-
Cr Republık. Dıiıe Schwierigkeiten dieser eıt ergaben sıch Aus dem verlorenen Krıeg und den
polıtischen Umwälzungen. Der Zusammenbruch der Monarchie löste heftige Kämpfe
herkömmlıiche und künftige geistige VWerte auUS, die für die polıtische Neugestaltung VO:  —

großer Bedeutung.Wollte Bolz seıner eıt eLItwaAas Heltendes geben, mußfte sıch der
ucn Wirklichkeit stellen, polıtisch handeln können. Diese hıeß in der sıch 919
konstituierenden WeıLimarer Republik: eine große Zahl zurückkehrender Soldaten, die Not der
Flüchtlinge und die schweren Auflagen des Versaıiller Vertrages. Retrospektiv betrachtet
konstatiert Sebastian Haftner®: » Die Weıimarer Republık 1st nıcht durch Wırtschafttskrisen
und Arbeıitslosigkeit zerstort wordenArbeitsberichte  Unter dieser Rubrik können die Ergebnisse von Diplom- beziehungsweise Zulassungsarbeiten  studentischer Vereinsmitglieder vorgelegt werden. Voraussetzung für eine Aufnahme sind  wissenschaftliche Qualität und methodische Originalität. Die Arbeiten müssen, wenn auch  nur auf begrenztem Gebiet, die Forschung weiterführen.  JOACHIM SAILER  Eugen Bolz (1881-1945)  Seine Politik und sein Weg in den politischen Widerstand'  1. Einleitung  Das Leben und Wirken des Politikers Eugen Bolz, der zu den bedeutendsten Politikern des  deutschen Katholizismus gehört, fällt in eine entscheidende »Geschichtsepoche«, die Weima-  rer Republik. Die Schwierigkeiten dieser Zeit ergaben sich aus dem verlorenen Krieg und den  politischen Umwälzungen. Der Zusammenbruch der Monarchie löste heftige Kämpfe um  herkömmliche und künftige geistige Werte aus, die für die politische Neugestaltung von  großer Bedeutung waren. Wollte Bolz seiner Zeit etwas Helfendes geben, mußte er sich der  neuen Wirklichkeit stellen, um so politisch handeln zu können. Diese hieß in der sich 1919  konstituierenden Weimarer Republik: eine große Zahl zurückkehrender Soldaten, die Not der  Flüchtlinge und die schweren Auflagen des Versailler Vertrages. Retrospektiv betrachtet  konstatiert Sebastian Haffner?: »Die Weimarer Republik ist nicht durch Wirtschaftskrisen  und Arbeitslosigkeit zerstört worden ... sondern durch die schon vorher einsetzende Ent-  schlossenheit der Weimarer Rechten, den parlamentarischen Staat zugunsten eines unklar  konzipierten autoritären Staates abzuschaffen.« Die Politik von Bolz muß auf diesem Hinter-  grund beurteilt werden. Er gilt als ein Mann des »rechten Zentrumflügels«? und als ein  »konservativer christlicher Politiker«*. Eine Restauration der Monarchie schien dem »über-  zeugten Demokraten«> undenkbar. Daher ist zu fragen: Was für eine Politik betrieb Bolz zu  Beginn, was für eine in der Endphase der Weimarer Republik? Was tat er, um den parlamenta-  rischen Staat in seiner Krise zu Beginn der 30er Jahre zu retten? Erkannte er die Gefahr, die  von der sogenannten » Weimarer Rechten«, besonders den Nationalsozialisten, dem Rechtska-  1 Überarbeitete Fassung meiner Diplomarbeit im Fach Kirchengeschichte, betreut von Prof. Dr. Joachim  Köhler, die im Sommersemester 1989 an der Katholisch-Theologischen Fakultät der Universität Tübingen  vorgelegt wurde.  2 S$. HArrner, Anmerkungen zu Hitler 62.  3 R. Monsey, Eugen Bolz 102.  4 Dens. 102.  5 Vgl. H. Krämer, Eugen Bolz 116. — Vgl. W. ALBRECHT, Eugen Bolz 33.sondern durch die schon vorher einsetzende Ent-
schlossenheit der Weıimarer Rechten, den parlamentarıschen Staat eines unklar
konzipierten autorıtäiären Staates abzuschaffen.« Die Polıitik VO:  - Bolz mufß auf diesem Hınter-
grund beurteıilt werden. Er gilt als eın Mann des »rechten Zentrumflügels«* und als eın
»konservativer christlicher Politiker« ıne Restauration der Monarchie schien dem »über-
zeugten Demokraten«? undenkbar. aher 1st iragen: Was für ıne Politik etrieb Bolz
Begınn, tür ıne ın der Endphase der Weıimarer Republıik? Was tat CI, den parlamenta-
rischen Staat in seiıner Krise Begınn der 330er Jahre retten ? Erkannte die Gefahr, die
VO  e} der sogenannten » Weımarer Rechten«, besonders den Nationalsozıalısten, dem Rechtska-

Überarbeitete Fassung meıner Diplomarbeıit 1im Fach Kırchengeschichte, betreut VO|  - Prot. Dr. Joachıim
Köhler, die 1Im Sommersemester 1989 der Katholisch-Theologischen akultät der Universıität Tübingen
vorgelegt wurde.

HAFFNER, Anmerkungen Hıtler
MORSEY, Eugen olz 102
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Vgl KRÄAMER, Eugen Bolz 116 Vgl ÄLBRECHT, Eugen Bolz
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tholizismus® und den sogenannten jungkonservatıven Bewegungen ’ ausging? Wıe stellte
sıch einem »autorıtär strukturierten Staat«? Des weıteren 1st fragen: Welche Ideologıe
lıegt der Politik von Bolz zugrunde?

ach dem Urteıil der Geschichtswissenschaft etrieb Bolz ıne »christliche Politik« In
der Endphase der Republık nahmen seıne Reden SOgar »prophetischen Charakter«? All. Dıies
1st eın hoher Anspruch. Laäßt sıch veritizieren ? Wıe alles Geschichtliche nıcht eindeutig Ist,

1st auch Bolz in der Forschung nıcht unumstrıtten. Dıies macht ıhn interessant und regt Z.U)

Überprüfen der kontroversen Standpunkte an.
Max Miller!®, der ehemalıge Stuttgarter Oberstaatsarchivdirektor, erstellte 951 die bisher

umtassendste Bıographie VO  ; Bolz. Seın Werk 1st chronologisch aufgebaut und berücksichtigt
sowohl die reichs- als auch die landespolitischen »Ereignisse« während der Weıimarer
Republık. Jedoch leiben einıge wichtige Außerungen VO:  —; Bolz, besonders der Endphase
der Republık, unkommentiert un! unreflektiert!!. Recht knapp stellt auch die eıt dar, in
der Bolz’ Verhalten gegenüber dem Nationalsozialismus nıcht unumstritten war !2.

Der trühere Rottenburger Generalvikar un! Kanoniıst August Hagen !® sıeht in Bolz ınen
christlichen Staatsmann, dessen Handeln und Leben stark VO:| katholischen Glauben epragt

agen stellt in seıner Skizze Bolz’ Leben »summariısch« und zeıgt dessen
politischen Werdegang auf Im Hınblick auf Bolz’ Politik 1st seın Werk jedoch nıcht freı von

Wiıdersprüchen!*, ıne kritische Biographie verfaßte 985 Rudolf Morsey *. Er rekonstruiert
Bolz’? Politik, rechts VO:  - der sogenannten Weıimarer Koalıition regieren. Beachtung findet
dabei dessen Bemühen, 1m August/September 932 miıt den Nationalsozialisten über die
Möglichkeıt ıner »braun-schwarzen Mehrheitsbildung« 1Im Reichstag verhandeln, seiıne
Vorstellung VO  3 einer »autorıtiren« Zentrumspolitik und seine Affinität Zzu »katholischen
Miılieu«.

Joachim Köhler !® beurteilt seiner Arbeit Bolz’ Leben und seıne Politik retrospektiv VO:

23. Januar 945 her Dabeji zeichnet er eıne kontinuijerliche lineare Politik auf, die keine
»Irrwege« implizıert. Für ıhn lıegen Bolz’ Weg 1n den Wiıderstand das nationalsozıalisti-
sche Regime, seın Märtyrertod der Kontinuıität seıiıner Weıimarer Politik.

Als Literatur ZU Rechtskatholizimus sel anderen auf die Arbeiten VO  -

Hoepke!’ un Clemens !® hingewiesen, beim Themengebiet des »Neukonservatismus« auf
die Arbeiten VOoO  3 Mohler!? und Klemperer“, sSOWwIı1e auf das Buch VO:|  - Neurohr*!.

Vgl (CLEMENS, Rechtskatholizismus zwischen den Weltkriegen 11
Vgl V. KLEMPERER, Konservatıve Bewegungen zwischen Kaiserreic| und Nationalsozialismus

103 #£.
S  Q ÄLBRECHT KÖHLER, Eugen Bolz 229

KÖHLER, Christentum und Polıitik
MILLER, Eugen Bolz Staatsmann und Bekenner.

11 S0 z folgende Aussage: »Jeder fühlt die Schwäche und Ohnmacht unseres Regierungssy-
Ich bın längst der Meınung, eın Parlament die schwere innenpolitische Frage cht lösen kann.

Wenn eın Diktator für ehn Jahre möglich ware iıch würde 6csS wünschen.« Zıt. ach MILLER 367%
Vgl DERS. 408—437)

HAGEN, Eugen Bolz 202—24 3
Vgl ERS 235
Vgl MORSEY, Eugen Bolz 88—10
Vgl KÖHLER, Christentum und Politik.

17 HOEPKE, Dıie deutschen Rechte und der ıtalıenische Faschismus /4
18 (LEMENS, Rechtskatholizismus 114€f

MOHLER, Dıie konservative Revolution eutschlan:
V. KLEMPERER, Konservatıve Bewegungen.

21 NEUROHR, Der Mythos VO Drıitten Reich Zur Geistesgeschichte des Nationalsozialısmus.
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Auf der Basıs eiıner Sammlung VO  —; Reden“;, die Bolz ın der eıt VO:  3 919 bis 933 gehaltenhat, so. die polıtische Struktur und diıe Entwicklung des Zentrumspolitikers rekonstruiert
werden. Zunächst wırd 1m Kontext der polıtischen Ereignisse der Weımarer Republık das
Protil VO! Bolz in Anlehnung die rechte Zentrumspolitik rekonstruiert. In einem zweıten
Abschnitt ırd der ideologische Hintergrund und das »Milieu«, auf denen die Politik VO:  -}
Bolz interpretieren Ist, untersucht. rst auf dieser Folje gewinnt seıne gesamte Polıtik
Kontur. In ınem dritten Abschnitt sollen dann die Konsequenzen aAaus seiner Politik,
besonders in ezug auf die Nationalsozialısten, dargestellt und abschließend Bolz’ Politik
kritisch reflektiert werden.

Der Verlauf der geschichtlichen Ereignisse?
2 Dıie politische Sıtuation 918/19

»Mehr als die persönlichen Sorgen rücken mich die polıtischen. Was wird aus unserem
Deutschen Reich werden?« Bolz Ende Oktober 191824 Wenige Tage spater hieß die
politische Realıtät: usammenbruch der Monarchıie, das Verschwinden der Dynastıen und der
Begınn ıner Räteherrschaft.

Zusammen mıt der Zentrumsparteı orderte Bolz baldige Wıahlen Verfassungsgebenden
Versammlungen 1m Reich und den Ländern, eıner uen Legalıtät tinden
Mıtte November 1918 begann mıt den Wahlreisen®>. Er WAar sowohl für die Wahl ZUuUr

Verfassungsgebenden Landesversammlung ın Stuttgart, als auch Zur Deutschen Natıionalver-
sammlung Weımar Kandidat der Zentrumspartel. In beide Versammlungen wurde 12
beziehungsweise 9. Januar gewählt. aher entschloß er siıch für eıne »Karrıere als Berufspoli-tiker« 26 Er wiıderstand dem Gedanken eiıner »antısozialistischen Koalition«?7 VON den
Deutschnationalen bis den Demokraten, die theoretisch Prozent der Verfassungsgeben-den Versammlung auf siıch hätten vereinıgen können. ach der Wahl Friedrich Eberts ZU

Reichspräsidenten wurde Philıpp Scheidemann Minıisterpräsident. Er ıldete eın Koalitionska-
binett, die ann Weımarer Koalıtion, mıt sıeben Sozialdemokraten, drei Demokraten
und drei Zentrumsabgeordneten. Die Annahme des Versaıiller Vertrags führte ZU| Abbau der
politischen Spannungen 1mM Reich Innenpolitisch hatte die NCUEC Regierung die wiırtschaft-
lichen und soz1alen Pröbleme lösen:;: außenpolitisch tLrat s1e für die Erfüllung des Versailler
Vertrags e1In. Sıe verurteilte die Unabhängigen Sozialdemokraten und die Kommunisten
Nn ıhrer Agıtatıon die Nationalversammlung und ihrer Forderung nach der Diktatur
des Proletarıats. Miıt gleichem Nachdruck miıßbilligte S1ie die Politik der »Rechten« mıiıt ıhrem
Programm der Wiederbelebung der Monarchie und ıner autf etztlich bewaffnetem Revan-

Der Nachlaß Von olz wurde mir VO  — Prof. Dr. Joachım Köhler ZuUur Verfügung gestellt. In ıhm
befinden sıch die in der Diplomarbeit verwendeten Bolzreden. Im folgenden zıtlert: Nachlafß Bolz
23 Vgl ERDMANN, Dıie Weımarer Republik. W. BESSON, Württemberg und die eutsche
Staatskrise S]

Zıt. nach MORSEY, Eugen Bolz 91
Bolz sprach sıch beı seiınen Reden klar für eıne parlamentarische Demokratie auS, meıinte ber uch

Maı 1920 »Es ISt wahr, bis Zusammenbruch der Monarchie WIr ıne Parteı, die die Monarchıie
als die beste Staatstorm ansah. Wır 1elten uns In Weımar verpiflichtet, mitzuarbeiten, die Republık als
verfassungsmäßige Regierungsform des deutschen Reiches vorzulegen Eıne Monarchie ın den

ede VO 27.Maı 1920
Einzelstaaten ist für unNns ELW: überwundenes. Für das Reich lasse iıch die Frage offen.« Vgl aC Bolz,

MORSEY, Eugen Bolz
MILLER 3215 Eıne Regierung aller »nıchtsozialistischen Parteien«.
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chiısmus gegründeten Außenpolitik. Dıies tührte im März 920 einem Aufstandsversuch
VON rechts, dem sogenannten Kapp-Putsch“*?, der jedoch scheiterte. Der Putsch zeıigte, dafß
einflußreiche Kreise AÄrmee, Verwaltung und Justız sich nıcht für die republikanısche
Regjerung einsetzten, ıhr teindlich N. Bolz bejahte diese Politik der
Weımarer Koalıition voll und Sanz. Auch sprach sıch 22 Maı 1920 auf eıner Wahlveran-
staltung in Rottenburg für ıne Regjerung mıt den Sozialdemokraten AUsS: Eın Ausschluß »der
lınksgerichteten Elemente würde ıne Erneuerung der Revolution, den Sıeg des Radikalismus
bedeuten« 2' Man tindet dieser Rede aber auch einıge Vorbehalte gegenüber den Soz1ialde-
mokraten: »Der Gegensatz zwischen Zentrum und Sozialdemokratie222  JOACHIM SAILER  chismus gegründeten Außenpolitik. Dies führte im März 1920 zu einem Aufstandsversuch  von rechts, dem sogenannten Kapp-Putsch?®, der jedoch scheiterte. Der Putsch zeigte, daß  einflußreiche Kreise in Armee, Verwaltung und Justiz sich nicht für die republikanische  Regierung einsetzten, ihr sogar feindlich gesonnen waren. Bolz bejahte diese Politik der  Weimarer Koalition voll und ganz. Auch er sprach sich am 23. Mai 1920 auf einer Wahlveran-  staltung in Rottenburg für eine Regierung mit den Sozialdemokraten aus: Ein Ausschluß »der  linksgerichteten Elemente würde eine Erneuerung der Revolution, den Sieg des Radikalismus  bedeuten«??, Man findet in dieser Rede aber auch einige Vorbehalte gegenüber den Sozialde-  mokraten: »Der Gegensatz zwischen Zentrum und Sozialdemokratie ... breche hervor, sobald  es sich um Kulturfragen, Bekenntnisfragen und Bestrebungen auf dem Gebiet der katholi-  schen Kirche oder Schule handle«. Die Koalition mit der SPD ist für Bolz ein Gebot der  politischen Realität, mit seinen eigenen Worten, »kluge oder praktische Politik«*°. Mit ihr will  er eine erneute Revolution von links und eine Konterrevolution von rechts verhindern. Die  Arbeiter, das sind für ihn die »linken Massen«?!, müssen von der SPD gewonnen werden, sie  dürfen nicht zu den Kommunisten abwandern: »Der Ausschluß der Sozialdemokraten aus der  Regierung würde für uns in der gegenwärtigen Lage ein politisches Unglück bedeuten ...  Auch die Arbeitermassen, die in der Sozialdemokratie organisiert sind, würden dadurch  radikalisiert. Eine rein bürgerliche Regierung würde zu einer neuen Revolution führen, die mit  dem Sieg der Massen enden würde«?, Daher sehe er »in absehbarer Zeit«°? keine Alternative  zur Koalition mit der SPD. Diese Aussage impliziert, daß es für ihn eine gibt, nur nicht zum  jetzigen Zeitpunkt. Die Zusammenarbeit mit den Sozialdemokraten ist für ihn keine dauer-  hafte Zielvorstellung, sondern eine »temporäre« Lösung. In seiner Rede vom 23.Mai 1920  greift Bolz die Frage nach der Rückkehr zu einer Monarchie auf. Dabei wird deutlich, daß die  Republik für ihn »unter dem Druck der Ereignisse«** anerkannt werden mußte, und es für ihn  nie die Alternative Monarchie oder Republik gab. Wie die Koalition mit der SPD, so war auch  die Demokratie eine politische Notwendigkeit. Daher spielte er am 30. Mai 1920 in Freuden-  stadt mit dem Gedanken einer »repräsentativen Monarchie«*, die jedoch in nächster Zeit  »nicht realisierbar« sei. Bolz sieht die Weimarer Demokratie als Folge des verlorenen Krieges.  In Wirklichkeit war es aber umgekehrt: Die Republik sah sich mit den Mißständen konfron-  tiert, die ihr das bankrotte Kaiserreich hinterlassen hatte. Ursache und Wirkung verkehren  sich im Bewußtsein von Bolz. Man vermißt bei ihm eine eigene Entscheidung zur Weimarer  Demokratie.  Ein hohes Maß an Vorurteilen gegenüber der SPD läßt sich bei Bolz seit den Reichstags-  wahlen im Juni 1920 feststellen. Die Ablehnung der Sozialdemokraten, an der Regierung  teilzunehmen, führte zum ersten rein bürgerlichen Kabinett mit dem Zentrumskanzler  Konstantin Fehrenbach. Die »Verantwortungsscheu und das Weglaufen der Sozialdemokra-  ten« ® erschütterte bei Bolz »den Glauben an die Zuverlässigkeit und Festigkeit der Sozialde-  mokratie in staatspolitischen Dingen«?, Andererseits sah Bolz in dieser Entscheidung der  SPD eine neue politische Alternative für die Zentrumspolitik: Bereits im Mai 1920 sprach er  28  Vgl. ERDMANN 132ff.  29  30  Nachlaß Bolz, Rede vom 23. Mai 1920.  Ebd.  31  Nachlaß Bolz, Bericht (B) vom 01. Juni 1920.  32  Ebd.  33  Nachlaß Bolz, Rede vom 23. Mai 1920.  34  Ebd.  35  Nachlaß Bolz, Rede vom 30. Mai 1920.  36  MILLER 180.  37  Ebd.breche hervor, sobald

sıch Kulturfragen, Bekenntnisiragen und Bestrebungen auf dem Gebiet der katholi-
schen Kirche oder Schule handle«. Dıie Koalıition mıt der SPD ist für Bolz eın Gebot der
polıtischen Realıtät, mıiıt seinen eiıgenen Worten, »kluge oder praktische Politik« S Miıt ıhr 11

eine erneute Revolution VO  - links und ıne Konterrevolution VO!  — rechts verhindern. Die
Arbeiter, das sınd für ıhn die »linken Massen«*!, mussen von der SPD werden, sie
dürten nıcht den Kommunisten abwandern: »Der Ausschluß der Sozialdemokraten 4Uus$ der
egierung würde für uns in der gegenwärtigen Lage eın polıtisches Unglück bedeuten222  JOACHIM SAILER  chismus gegründeten Außenpolitik. Dies führte im März 1920 zu einem Aufstandsversuch  von rechts, dem sogenannten Kapp-Putsch?®, der jedoch scheiterte. Der Putsch zeigte, daß  einflußreiche Kreise in Armee, Verwaltung und Justiz sich nicht für die republikanische  Regierung einsetzten, ihr sogar feindlich gesonnen waren. Bolz bejahte diese Politik der  Weimarer Koalition voll und ganz. Auch er sprach sich am 23. Mai 1920 auf einer Wahlveran-  staltung in Rottenburg für eine Regierung mit den Sozialdemokraten aus: Ein Ausschluß »der  linksgerichteten Elemente würde eine Erneuerung der Revolution, den Sieg des Radikalismus  bedeuten«??, Man findet in dieser Rede aber auch einige Vorbehalte gegenüber den Sozialde-  mokraten: »Der Gegensatz zwischen Zentrum und Sozialdemokratie ... breche hervor, sobald  es sich um Kulturfragen, Bekenntnisfragen und Bestrebungen auf dem Gebiet der katholi-  schen Kirche oder Schule handle«. Die Koalition mit der SPD ist für Bolz ein Gebot der  politischen Realität, mit seinen eigenen Worten, »kluge oder praktische Politik«*°. Mit ihr will  er eine erneute Revolution von links und eine Konterrevolution von rechts verhindern. Die  Arbeiter, das sind für ihn die »linken Massen«?!, müssen von der SPD gewonnen werden, sie  dürfen nicht zu den Kommunisten abwandern: »Der Ausschluß der Sozialdemokraten aus der  Regierung würde für uns in der gegenwärtigen Lage ein politisches Unglück bedeuten ...  Auch die Arbeitermassen, die in der Sozialdemokratie organisiert sind, würden dadurch  radikalisiert. Eine rein bürgerliche Regierung würde zu einer neuen Revolution führen, die mit  dem Sieg der Massen enden würde«?, Daher sehe er »in absehbarer Zeit«°? keine Alternative  zur Koalition mit der SPD. Diese Aussage impliziert, daß es für ihn eine gibt, nur nicht zum  jetzigen Zeitpunkt. Die Zusammenarbeit mit den Sozialdemokraten ist für ihn keine dauer-  hafte Zielvorstellung, sondern eine »temporäre« Lösung. In seiner Rede vom 23.Mai 1920  greift Bolz die Frage nach der Rückkehr zu einer Monarchie auf. Dabei wird deutlich, daß die  Republik für ihn »unter dem Druck der Ereignisse«** anerkannt werden mußte, und es für ihn  nie die Alternative Monarchie oder Republik gab. Wie die Koalition mit der SPD, so war auch  die Demokratie eine politische Notwendigkeit. Daher spielte er am 30. Mai 1920 in Freuden-  stadt mit dem Gedanken einer »repräsentativen Monarchie«*, die jedoch in nächster Zeit  »nicht realisierbar« sei. Bolz sieht die Weimarer Demokratie als Folge des verlorenen Krieges.  In Wirklichkeit war es aber umgekehrt: Die Republik sah sich mit den Mißständen konfron-  tiert, die ihr das bankrotte Kaiserreich hinterlassen hatte. Ursache und Wirkung verkehren  sich im Bewußtsein von Bolz. Man vermißt bei ihm eine eigene Entscheidung zur Weimarer  Demokratie.  Ein hohes Maß an Vorurteilen gegenüber der SPD läßt sich bei Bolz seit den Reichstags-  wahlen im Juni 1920 feststellen. Die Ablehnung der Sozialdemokraten, an der Regierung  teilzunehmen, führte zum ersten rein bürgerlichen Kabinett mit dem Zentrumskanzler  Konstantin Fehrenbach. Die »Verantwortungsscheu und das Weglaufen der Sozialdemokra-  ten« ® erschütterte bei Bolz »den Glauben an die Zuverlässigkeit und Festigkeit der Sozialde-  mokratie in staatspolitischen Dingen«?, Andererseits sah Bolz in dieser Entscheidung der  SPD eine neue politische Alternative für die Zentrumspolitik: Bereits im Mai 1920 sprach er  28  Vgl. ERDMANN 132ff.  29  30  Nachlaß Bolz, Rede vom 23. Mai 1920.  Ebd.  31  Nachlaß Bolz, Bericht (B) vom 01. Juni 1920.  32  Ebd.  33  Nachlaß Bolz, Rede vom 23. Mai 1920.  34  Ebd.  35  Nachlaß Bolz, Rede vom 30. Mai 1920.  36  MILLER 180.  37  Ebd.uch die Arbeıtermassen, die in der Sozialdemokratie organısıert sınd, würden adurch
radıkalisıiert. ıne eın bürgerliche Regierung würde einer ucn Revolution führen, die mıt
dem Sıeg der Massen enden würde« 3 Daher sehe »11n absehbarer Zeıit« keine Alternatıve
zr Koalition mıt der SPD Dıiese Aussage iımplızıert, da{fß für ıhn ıne 1bt, LUr nıcht Z.U)

jetzıgen Zeitpunkt. Die Zusammenarbeit mıt den Sozialdemokraten 1st für ihn keine dauer-
hafte Zielvorstellung, sondern ıne »temporare« Lösung. In seıner Rede VO 23. Maı 1920
greift Bolz die rage nach der Rückkehr eıner Monarchie auf. Dabei wırd deutlıch, die
Republik für ıhn »unfer dem ruck der Ereign1sse« anerkannt werden mußte, und für ıhn
nıe die Alternative Monarchıiıe oder Republik gab Wıe die Koalıtion miıt der SPD, WAar auch
die Demokratie ıne polıtische Notwendigkeiıit. aher spielte 30 Maı 920 ın Freuden-
stadt miıt dem Gedanken einer »repräsentatıven Monarchie« > die jedoch in nächster eıt
»nıcht realisıerbar« sel. Bolz sıeht die Weımarer Demokratie als Folge des verlorenen Krıeges
In Wirklichkeit WAalr aber umgekehrt: Die Republık sah sıch MIit den Mißständen konfron-
tıert, die ıhr das bankrotte Kaiserreic hinterlassen hatte. Ursache und Wiırkung verkehren
sıch im Bewußtsein VO:  - Bolz Man vermißt bei ıhm ıne eigene Entscheidung ZUT: Weıimarer
Demokratie.

Fın hohes Vorurteilen gegenüber der SPD alßt siıch bei Bolz selıt den Reichstags-
wahlen im Junı 9720 teststellen. Dıie Ablehnung der Sozialdemokraten, der Regierung
teilzunehmen, führte ZU ersten rein bürgerlichen Kabinett mıt dem Zentrumskanzler
Konstantın Fehrenbach. Die » Verantwortungsscheu un: das Weglaufen der Sozialdemokra-
ten« erschütterte bei Bolz »den Glauben die Zuverlässigkeit un Festigkeıit der Sozialde-
mokratie in staatspolıtischen Dıngen« > Andererseits sah Bolz in dieser Entscheidung der
SPD ıne Neue polıtische Alternative für die Zentrumspolitik: Bereıts 1mM Maı 1920 sprach
28 FERDMANN 1324f.

Nachlaß Bolz, Rede VO Maı 1920
Ebd

31 Nachlafß Bolz, Bericht (B) VO 01. Juni 1920
Ebd
Nachlafß Bolz, Rede VO)] J3 Maı 1920
Ebd.
Nachlafß Bolz, ede VO 30. Maı 1920
MILLER 180
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offen VO  —3 einem »Bruch der Weımarer Koalition« und VO »Kampf bıs aufs außerste« > talls
versucht werde, in »Kiırchen- und Schulfragen über die Grundsätze des Zentrums hinwegzu-gehen«

Z Die politische Sıtuation Begıinn der zwanzıger Jahre
In einer Rede nach der Ermordung Matthias Erzbergers . August 9721 durch die
»polıtische Rechte« machte Bolz auf die natıonale und natiıonalıstische Unterhöhlung des
'eımarer Staates aufmerksam. Angesichts dieser Geftahr rief nach »polıtischen Führern«,die die Massen führen und siıch nıcht ‚VON hnen treiben 4asSsen« A Auf der linken Seıte schien
ıhm dabe!i die Getahr eıner Radikalisierung der Arbeiterschaft gebannt se1ın, da sıch »dıe
Mehrheitssozialisten und die UnabhängigenEUGEN BOLZ - SEINE POLITIK UND SEIN WEG IN DEN POLITISCHEN WIDERSTAND  223  offen von einem »Bruch der Weimarer Koalition« und vom »Kampf bis aufs äußerste«*8, falls  versucht werde, in »Kirchen- und Schulfragen über die Grundsätze des Zentrums hinwegzu-  gehen«?  2.2 Die politische Situation zu Beginn der zwanziger Jahre  In einer Rede nach der Ermordung Matthias Erzbergers am 26. August 1921 durch die  »politische Rechte« machte Bolz auf die nationale und nationalistische Unterhöhlung des  Weimarer Staates aufmerksam. Angesichts dieser Gefahr rief er nach »politischen Führern«,  die die Massen führen und sich nicht »von ihnen treiben lassen«*. Auf der linken Seite schien  ihm dabei die Gefahr einer Radikalisierung der Arbeiterschaft gebannt zu sein, da sich »die  Mehrheitssozialisten und die Unabhängigen ... im Kampf gegen die Rechte ... immer näher  kommen«*l, Die im August 1922 vollzogene Vereinigung mit dem kleineren Teil der  Unabhängigen *? begrüßte Bolz, sah aber, daß dies zu einer Stärkung des linken Flügels in der  Partei führte. Den Eintritt der DVP in die Regierung 1920 bezeichnete er als »einen  langgehegten Wunsch des Zentrums«“*3, womit sich nochmals bestätigt, daß die Koalition mit  der SPD für ihn nie eine dauerhafte Zielvorstellung, sondern eine zeitlich begrenzte Lösung  war. Diese »Rechtspolitik« kam im Juni 1923 zu einem vorläufigen Höhepunkt: Damals  weigerte sich das Zentrum“* im Stuttgarter Landtag, der SPD das Innenministerium zu  überlassen, was diese veranlaßte, Minister Keil aus der Regierung zurückzuziehen. Besonders  Innenminister Bolz, dessen Ministerium für die öffentliche Sicherheit und Ordnung, also auch  für die Polizei, zuständig war, traute der SPD nicht zu, als »pazifistische Partei«*® das  Aufsichtsrecht über die Polizei zu führen. Von diesem Zeitpunkt an waren die Sozialdemokra-  ten im Stuttgarter Landtag bis zur Machtergreifung der Nationalsozialisten im Jahre 1933  nicht mehr in der Regierung vertreten. Ein Korrektiv auf der linken Seite fehlte. Die  Rechtsschwenkung des württembergischen Zentrums führte zwangsläufig dazu, die Gefahr  auf der rechtsradikalen Seite zu unterschätzen. Im November 1923 ereignete sich in München  der sogenannte Hitler-Putsch. Wenige Monate zuvor hatte Bolz auf die nationalsozialistische  Gefahr aufmerksam gemacht, hob aber stärker auf die drohende Gefahr einer linken Revolu-  tion ab, da er immer noch Angst hatte, die SPD könnte zusammen mit den Kommunisten die  gescheiterte Revolution von 1918 nachholen. Er erwog, das Versammlungsverbot gegen die  Nationalsozialisten aufzuheben, da die staatliche Macht stark genug sei, »jede Gefahr, ob von  rechts oder links, zu bestehen«*, Der gescheiterte Putsch veranlaßte Bolz, die nationalsoziali-  stische Bewegung zu verharmlosen: Durch sein Verhalten am 9. November habe Hitler »an  38 Nachlaß Bolz, Rede vom 31. Mai 1920 (Bericht A).  39 MiILLeR 172. — In diesem Interview bezeichnet Bolz die Regierung auch als ein »reines Geschäftsmini-  sterium«, ebd.  40 Nachlaß Bolz, Rede vom 4. September 1921.  41 Ebd.  42 Der größere Teil hatte sich der KPD angeschlossen.  43 Nachlaß Bolz, Rede vom 26. November 1922.  44 Das heißt v. a. Bolz. Nach dem Tode von Erzberger besaß er im württembergischen Zentrum die  Führungsposition. Vgl. W. ALBRECHT 33 und MOrsey, Eugen Bolz 93.  45 Vgl. E. Evcxg, Die Geschichte der Weimarer Republik, Bd.2, 511. — E. KoLB, Die Weimarer Republik,  74: Nach dem Ausscheiden aus der Regierung 1920 betrieb die SPD ihre Politik »aus der Defensive«. Sie  übernahm keine Verantwortung mehr zur politischen Machterhaltung.  46 Nachlaß Bolz, Rede vom 18. Juli 1923.Kampf die Rechte ımmer näher
kommen«*!. Dıie 1mM August 19272 vollzogene Vereinigung mMıiıt dem kleineren Teıl der
Unabhängigen begrüßte Bolz, sah aber, dies einer Stärkung des liınken Flügels der
Parteı tführte Den Eintritt der DVP die Regierung 9720 bezeichnete als »eınen
langgehegten Wunsch des Zentrums« 4. womlıt sıch nochmals bestätigt, da{fß die Koalıition mıiıt
der SPI) für ıhn nıe eiıne dauerhafte Zielvorstellung, sondern eiıne zeıtlich begrenzte Lösung
WAr. Diese »Rechtspolitik« kam 1mM Junı 9723 einem vorläufigen Höhepunkt: amals
weıgerte sıch das Zentrum“* 1im Stuttgarter Landtag, der SPD das Innenministeriıum
überlassen, W as diese veranlaßte, Mınıster Keıl AUS$ der Regierung zurückzuziehen. Besonders
Innenminıister Bolz, dessen Mıiınısteriıum für die öffentliche Siıcherheit und Ordnung, also auch
für die Polizei, zuständig WAaTr, traute der SPD nıcht Z als »pazıfistische Partei« ® das
Autsichtsrecht über die Polizei führen. Von diesem Zeıtpunkt die Sozialdemokra-
ten 1M Stuttgarter Landtag bıs Zur Machtergreifung der Natıonalsozialisten 1m Jahre 933
nıcht mehr ın der Regierung Eın Korrektiv auf der ınken Seıte tehlte. Die
Rechtsschwenkung des württembergischen Zentrums führte zwangsläufig dazu, die Gefahr
auf der rechtsradikalen Seıte unterschätzen. Im November 923 ereignete siıch 1n München
der SOgeNaNNLE Hıtler-Putsch. Wenige Monate UVO| hatte Bolz auf die nationalsozialistische
Getahr autmerksam gemacht, hob aber stärker auf die drohende Getahr einer linken Revolu-
t1on ab, da immer noch ngst hatte, die SPD könnte miıt den Kommunıisten die
gescheiterte Revolution VO  - 918 nachholen. Er CrWOß, das Versammlungsverbot die
Nationalsozialisten aufzuheben, da die staatlıche Macht stark sel, »Jede Gefahr, ob VO  ;
rechts oder lınks, bestehen« Der gescheiterte Putsch veranlaßte Bolz, die nationalsoziali-
stische Bewegung verharmlosen: Durch seın Verhalten 117 9. November habe Hıtler » an

38 Nachlaß Bolz, ede VO 31 Maı 1920 (Bericht
39 MILLER 172 In diesem Interview bezeichnet Bolz die Regierung uch als eın »reines Geschätftsmini-
sterıum«, ebd
4(0) Nachlafß Bolz, ede VOIMM September 1921
41 Ebd
47 Der größere Teıl hatte sıch der KPD angeschlossen.
43 aC| Bolz, ede VO November 1922
44 Das heißt Bolz. Nach dem Tode VO:  3 Erzberger eSa| württembergischen Zentrum die
Führungsposition. Vgl LBRECHT und MORSEY, Eugen olz
45 Vgl. EYCK, Die Geschichte der Weıimarer Republıik, Bd B 511 KOLB, Die WeıLiımarer Republık,74 ach dem Ausscheiden der Regierung 1920 etrieb die SPD ıhre Politik »aus der Detensive«. Sıe
übernahm keine Verantwortung mehr Zur polıtıschen Machterhaltung.
46 Nachlaß Bolz, ede VO! 18. Julı 1923
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Gefährlichkeit verloren un! Lächerlichkeit ‚WONNCH« 4, Retrospektiv betrachtet ezeich-
nete einen Monat nach dem Putsch die Zusammenarbeit miıt der Sozialdemokratie als »eıne
durch die Revolution geschaffene Notwendigkeıt, eın Opfer224  JOACHIM SAILER  Gefährlichkeit verloren und an Lächerlichkeit gewonnen«“, Retrospektiv betrachtet bezeich-  nete er einen Monat nach dem Putsch die Zusammenarbeit mit der Sozialdemokratie als »eine  durch die Revolution geschaffene Notwendigkeit, ein Opfer ... Es ist eine Frage der Zeit und  der Taktik, wie lange noch die Zusammenarbeit mit der Sozialdemokratie andauert«*®, Bolz  wurde Ende 1923 immer opportunistischer und fand eine Politik mit den Rechten kongenialer  als die »alte Partnerschaft« mit der SPD.  Deutlich erkennt man seine Sympathie für die Rechtsparteien auch bei der Reichspräsiden-  tenwahl von 1925. Noch im ersten Wahlgang hatte er erhebliche Ressentiments gegen den  rheinischen Katholiken Wilhelm Marx*®. Er trat eher für einen »gemäßigten Mann« ein, der  bereits im ersten Wahlgang die absolute Mehrheit erhalten hätte°°. Erst im zweiten Wahlgang  änderte Bolz seine Einstellung und trat für Marx ein®'.  2.3 Die Rottenburger Bischofswahl*?  1926 starb der Rottenburger Bischof Paul Wilhelm von Keppler®. Entsprechend den Abma-  chungen bei Errichtung des Bistums vom Jahre 1821 beziehungsweise 1827 wurde der Bischof  vom Domkapitel gewählt, wobei dieses sich versichern mußte, daß gegen seinen Kandidaten  von staatlicher Seite nichts vorlag. Am 8. November 1927 kam es zwischen dem Apostolischen  Nuntius in Berlin, Erzbischof Eugenio Pacelli, und Bolz in Rorschach zu einem Gespräch  über die Wiederbesetzung des vakanten Bischofsstuhls. Pacelli erklärte gegenüber Bolz, Rom  sei zu Verhandlungen über ein Konkordat mit Württemberg bereit. Bolz lehnte jedoch ab:  Zum einen, weil ein Konkordat wegen der antikatholischen Grundgesinnung im Lande*  keine Mehrheit im Landtag gefunden hätte, zum anderen, weil seit dem Codex Iuris Canonici  (1917) die römische Politik deutlich fixiert war®: Rom wollte den Bischof frei ernennen und  nicht vom Domkapitel wählen lassen. Bolz hingegen trat für das alte historische Recht ein. Er  betrachtete das Verhalten Roms als »Vertragsbruch«* und wies den Nuntius darauf hin. Am  20. Januar 1928 suchte Bolz ihn in Berlin auf und erklärte, die Regierung in Stuttgart werde  keine Konkordatsverhandlungen führen. Vermutlich versprach Pacelli ihm, Rom werde dem  Rottenburger Domkapitel das Recht der Wahl aus einer Liste von drei, durch Rom benannten  Kandidaten gewähren. Am 12. März wählte das Domkapitel Dr. Johannes Baptista Sproll zum  neuen Bischof. In diesem Punkt hatte sich Bolz gegen Rom durchgesetzt.  47 Zit. nach MiLLEr 303. — Die Durcharbeitung des Nachlasses zeigt, daß Bolz nur einmal, am 10. Febr.  1924 kurz auf die Ereignisse in München eingeht. Ein deutliches Indiz dafür, daß er den Putsch bei weitem  unterschätzte. — Vgl. Morsey, Eugen Bolz 394.  48 Nachlaß Bolz, Rede vom 13. Dezember 1923.  49 MiLLer 281 f.  50 Nachlaß Bolz, Rede vom 19. April 1925. — Vgl. MıLLer 281f.  51 Nachlaß Bolz, Rede vom 19. April 1925. — Vgl. MiLLEr 282. Daß Bolz mit dieser Einstellung nicht  allein im Zentrum war, zeigt F. v. Papen, der gegen Marx und für Hindenburg votierte.  52 Vgl. MiıLLeEr 320.  53 Paul Wilhelm von Keppler (1852-1926): Seit 1893 Prof. in Tübingen für ntl. Exegese, ab 1894 Prof.  für Moraltheologie in Freiburg, ab 1898 Bischof von Rottenburg.  54 Vgl. MıLLEr 307. — Morsey, Eugen Bolz 95.  55 Vgl. E. ISERLOH. — K. SCHOLDER, Die Kirchen im 20. Jahrhundert 239ff.  56 MILLER 307.Es 1st eine rage der eıt und
der Taktıik, wıe lange noch die Zusammenarbeit mıt der Sozialdemokratie andauert« 4 Bolz
wurde Ende 923 ımmer opportunistischer und tand eine Politik MmMi1t den Rechten kongenialer
als die »alte Partnerschaft« MIit der SPD

Deutlich erkennt INan seine Sympathie für die Rechtsparteien auch bei der Reichspräsiden-
tenwahl VO:  3 925 och 1m ersten Wahlgang hatte erhebliche Ressentiments den
rheinıschen Katholiken Wilhelm Marx Er tirat eher für ınen »gemäfßigten Mann« eın, der
bereıits 1im ersten Wahlgang die absolute Mehrheıit erhalten hätte rst 1im zweıten Wahlgang
anderte Bolz seine Einstellung und trat für Marx eına

Dıie Rottenburger Bischofswahl”*
1926 starb der Rottenburger Bischof Paul Wıilhelm VO  - Keppler . Entsprechend den bma-
chungen bei Errichtung des Bıstums VO' Jahre 8721 beziehungsweıse 827 wurde der Bischof
VO Domkapıtel gewählt, wobe! dieses siıch versichern mufßite, seinen Kandidaten
VO  — staatlıcher Seıte nıchts vorlag. Am November 1927 kam zwischen dem Apostolischen
Nuntıius Berlın, Erzbischot Eugen10 Pacellı, und Bolz in Rorschach ınem Gespräch
über die Wiederbesetzung des vakanten Bischofsstuhls. Pacell: erklärte gegenüber Bolz, Rom
se1l Verhandlungen über eın Konkordat mıiıt Württemberg bereıt. Bolz lehnte jedoch ab
Zum eınen, weıl eın Konkordat SCH der antıkatholischen Grundgesinnung Lande*
keine Mehrheit 1m Landtag gefunden hätte, ZU anderen, weıl seıt dem Codex lurıs Canoniıicı
(1917) die römische Politik eutlich fixıert 99 Rom wollte den Bischot freı und
nıcht VO Domkapıtel wählen lassen. Bolz hingegen Lrat für das alte historische Recht 1n. Er
betrachtete das Verhalten OMs als »Vertragsbruch« und WwIıes den untıus darautf hın Am
20. Januar 9728 suchte Bolz ıhn iın Berlın auf und erklärte, die Regierung in Stuttgart werde
keine Konkordatsverhandlungen führen Vermutlich versprach Pacelli ıhm, Rom werde dem
Rottenburger Domkapitel das Recht der Wahl aAus eıner Liste VO  - drei, durch Rom benannten
Kandıdaten gewähren. Am 12 Maäarz wählte das Domkapiıitel Dr. Johannes Baptısta Sproll Zzu

ucmıh Bischof. In diesem Punkt hatte sıch Bolz Rom durchgesetzt.

4 / Zıt. ach MILLER 2303 Dıie Durcharbeitung des Nachlasses zeıgt, olz NUur einmal, Febr.
1924 kurz auf dıe Ereignisse in München eingeht. Fın deutliches Indız dafür, den Putsch bei weıtem
unterschätzte. Vgl MORSEY, Eugen Bolz 394
48 Nachlafß Bolz, ede VO: 13. Dezember 1923

MILLER 281{4t.
Nachlafß Bolz, ede VO: Aprıl 1925 Vgl MILLER 281

51 Nachlaf Bolz, ede VO: Aprıl 1925 Vgl MILLER 282 Bolz mıiıt dieser Einstellung nıcht
allein Zentrum Wi zeıgt Papen, der Marx und tür Hindenburg votıierte.
572 Vgl MILLER 3720
53 Paul Wılhelm von Keppler (1852-1926): Seıt 1893 Prof. ın Tübingen für ntl. Exegese, ab 1894 Prof.
für Moraltheologie in Freiburg, ab 1898 Bischof Von Rottenburg.
54 Vgl MILLER 307/. MORSEY, Eugen Bolz
55 Vgl ISERLOH. SCHOLDER, Dıie Kirchen 20. Jahrhundert 7394#

MILLER 307/.
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2.4 Das Jahr 1928 landes- und reichspolitisch
Obwohl die SPD bei den Landtagswahlen 9728 klarer Wahlsieger WAar, wurde ıne Regierungohne sıe gebildet. Der Landesvorsitzende des Zentrums, Joseph Beyerle, wollte eine bürger-lıche Koalıtion, das heifßt eıne Koalıtion »aller nıchtsozialistischen Parteien« > erreichen.
Zunächst entschlofß sıch ıner vorläufigen Lösung, die nach eineinhalb Jahren dem
ursprünglichen Plan entsprechend erganzt wurde. Am unı 928 wurde Bolz mMiıt den
Stimmen des Zentrums, der Rechten und des Christlichen Volksdienstes ZU Staatspräsıden-
ten gewählt. Miıt »fester and« hatte Bolz diesen » Weg nach rechts vorbereitet«>3. Er
bestimmte »Immer stärker Geist und Rıchtung« in der württembergischen Zentrumspolitik.
stımmen.
Für die folgenden fünf Jahre sollte Bolz Württembergs polıtisches Leben mafßgeblich be-

Deutlich sıchtbar wiırd diese »Rechtsschwenkung« des Zentrums auch in der Wahl des
Trıerer Prälaten Ludwig Kaas Zu Zentrumsvorsitzenden. Zum ersten Mal 1in seiıner
Geschichte vertraute das Zentrum seıne »Führung« einem Geıistlichen an, die weltan-
schaulichen Grundlagen des Zentrums als »Jetzte Klammer sıchtbar artikulieren« 6! Durchdie »Klerikalisierung des politischen Katholizismus«®! gelangten zwangsläufig kirchliche
Belange ın den polıtischen Alltag Man umschrieb daher die Geschichte der Zentrumspartei in
den tolgenden Jahren als »Rechtsentwicklung«, als »Rückbesinnung auf die Onservative
Tradıition des Katholizismus, 1n der der klerikal-bürgerliche Flügel« entscheidend für das
Zentrum WAar. Diese Politik, als deren Exponenten Kaas, Heıinrich Brüning, aber auch Bolz
yalten, zielte auf eıne »Staatsordnung mıt stark autorıtären Zügen« Auf dem FreiburgerKatholikentag 929 sprach Kaas VvVon der »Sehnsucht nach polıtischen Führern, die uns auf
dem dornenvollen Pfade voranschreiten sollten« Mıt Kaas’ Auffassung korrespondiert ınenahezu gleichzeitig datierende Aussage VO:  3 Bolz aus den ersten Oktobertagen 929 »Im
Reichstag 1st der Eındruck eın übler Trotz miserabler Finanzlage des Reiches bringen die
Parteıen nıcht fertig, die Arbeitslosigkeit ordnen. Ich gehe weıter un! Sasc; die Parteien
sınd ar nıcht ımstande, die großen innenpolitischen Fragen meıstern« ©® Bolz’
Verdrossenheit Parlamentarismus WAar in dieser Phase stark, daß O: die Finanzre-torm ohne die Parteıen durchführen wollte .

Die des Prälaten Kaas ZU Zentrumsvorsitzenden steht in einem NnsSCn Zusammen-
hang mıt der »Proklamation« der Katholischen Aktion auf dem Marburger Katholikentag 1mM
September 9728 Beidesmal ging darum, die »führerlose Masse« durch Unterordnung
57 MILLER 335 BESSON
58 BESSON Vgl MILLER 335
59 MILLER 335
60 MORSEY, Dıie deutsche Zentrumspartei 286

DERS., Der Untergang des polıtischen Katholizismus
62
63 DERS. 290

MORSEY, Dıie eutsche Zentrumspartei 287%t

Ebd V Nachlaß Bolz, ede VO' September 1921, ın der bereits ach »polıtischen Führern«sucht.
65 Zıt ach MILLER 357.
66 BESSON 135 Vgl Deutsches Volksblatt VO 25. Maärz 1930 Unter jubelnder Zustimmungseiner Parteifreunde zıtlert Bolz in Stuttgart die Worte des Reichspräsidenten: »3Ie dürtfen überzeugt se1ın,die Finanzretorm wiırd gemacht: wWenn die Parteien>dann mache ıch hne die Partejen.« Dabeibefürwortete Bolz ıne »verfassungsmäßige, vorübergehende Dıiktatur, Ordnung schaffen«, die
Dıktatur Von lınks und rechts«.
»mıt verfassungsmäßigen Miıtteln das Parlament erSetZzt, 1im Gegensatz ZUr anderen, verfassungswidrigen
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eıne Hierarchie »beherrschen« 6/. Beı der Katholischen Aktion die Unterordnung der
laikalen Kräfte der deutschen Katholiken eine bischöfliche Hierarchie, ın der Wahl VO  -

Kaas die Unterordnung des politischen Katholizısmus ıne klerikale Hierarchie.
Zugleich zielte die Wahl des Prälaten daraut ab, den autorıtären Kurs 1im Zentrum in der 1U  —

folgenden Endphase der Weımarer Republik festigen und eiıne Koalıition mıiıt den Weımarer
Rechtsparteien herzustellen. Beıdes, die Wıahl von Kaas WIe auch die Proklamierung der
Katholischen Aktion, bereiteten die Entpolarısıerung des Katholizismus vor®®.

23 Das Fnde der Weıimarer Republik
Dem im März 930 erfolgten Bruch der Großen Koalition das Zentrum nıcht nach.
uch Bolz WAar eın Gegner dieser Koalıtion ®?. Kurz VOT Bildung der Regierung Brünıing
schrieb » Was wird heute Abend seın? Keıner weiß O, Jeder fühlt die Schwäche und
Ohnmacht. Ohnmacht unsercsn Regierungssystems. Ich bın längst der Meınung, dafß
das Parlament die schweren innenpolitischen Fragen nıcht lösen kann. Wenn eın Diktator für
zehn Jahre möglıch ware ich würde wünschen« 7 Mıt seiınem Wunsch nach autorıtärer
Führung un! Politik stand Bolz 1mM Zentrum nıcht alleın. Er sprach das aAuUs, W as seın
»Parteiführer« Kaas 1m November 930 andeutete: »Er WISsse nıcht, w1e eıne wirklich
parlamentarısche Regierung zustandekommen solle« n Den Diktator auf eıt stellte siıch
das Zentrum respektive Bolz nıcht als eiınen Mann VOTI, der jenselts VO  - (esetz und Moral
stand, sondern als eınen »autorıtär führenden«, »ordnenden« und national eingestellten
„christlichen Staatsmann«f Solche Vorstellungen paßten auf den uen Reichskanzler Heın-
rich Brüning, der selit seıner Kanzlerschaftt eın Präsidialkabinett führte Brünıng regjerte ohne
parlamentarische Mehrheıt, ausschließlich VO Vertrauen des Reichspräsidenten und
dem Notverordnungsrecht nach Artikel 48 der Weımarer Verfassung. Das starke Anwachsen
der radıkalen Parteıen (Nationalsozialisten un Kommunisten) be1 der Reichstagswahl VO

14 September 930 bedeutete ıne gefährliche Bedrohung der demokratischen Staatstorm. In
dieser Sıtuation wurde das nNannte »Zähmungskonzept« geboren/ das darın bestand, die
posıtıven Flemente der ın das Präsidialsystem integrieren und der Parteı einıge
Mınısterposten anzubieten, sie relatıv unschädlich machen. Als Brünıng 30 Maı
937 demissionıerte (Reichspräsident Paul VO  - Hindenburg hatte kurz UVO: mıiıt den Stimmen
der SPD un:! des Zentrums die Wiederwahl gewonnen), hatte Kurt VO  3 Schleicher hınter
seınem Rücken schon eın Kabinett für Hindenburg zusammengestellt: Ohne Mitwirkung der
Parteıen wurde eın überwiegend 4US Adligen zusammengesetztes Präsidialkabinett gebildet.
Neuer Reichskanzler wurde der ehemalıge Zentrumsabgeordnete ranz VOIN Papen, den die

tolerieren versprach. Seıin Ziel Wal, die dem Reichspräsidenten mıt dem Artikel 48
gegebene Macht ZU!r Einführung eınes autorıtären Herrschaftssystems auch die Weıma-
IC Verfassung einzusetzen. Diesen Verfassungsbruch wollte das Zentrum allen Umstän-
den verhindern. Es oing daher in die Opposıition un! tiel als Stutze des Präsidialsystems Aaus.

Von apen hob das Brünıing erlassene Verbot der auf und sturzte die Preußische

Vgl KÖHLER, Katholische Aktion und politischer Katholizısmus 140—153
68 Vgl KÖHLER, Chrıistentum und Politik 720

Vgl BESSON 1344# Es überwog hne Zweıtel »das Posıtive ın der Beurteilung des Geschehens«.
Zıt. ach MILLER 36/. Vgl DERS. 3169

71 Zıt. ach MORSEY, Der Untergang des politischen Katholizısmus
772 MORSEY, Dıie eutsche Zentrumsparteıl 2972 Dieser Wunsch ach wner autorıtären Führung bei Bolz
muß in Kontinuiltät seiınem Wunsch ach »politischen Führern« in der Krise Begınn der WeıLimarer
Republık gesehen werden.
73 uch Bolz WAar eın Vertechter dieses Konzepts. Vgl MILLER 478
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Regierung ÖOtto Braun AUS$S SPD und Zentrum 20. Juli 1932 Bolz wandte sıch miıt aller
Schärte die Aufhebung des SA-Verbots: Sıe werde die ınnere Siıcherheit und Ordnung
schwer gefährdenf Diese kompromuifßlose Haltung wird durch seın »laues« Verhalten beim
sogenannten »Preußenschlag« VO 20. Julı überschattet: Er schloß sıch als württembergischer
Staatspräsıdent nıcht der bayerischen und badischen Klage beim Staatsgerichtshof al, sondern
begnügte sıch Miıt einer »Rechtsverwahrung« / Bayern und Baden ging nıcht »u die
Machtposition der SPD in Preußen, s1e VOr allem der Klarstellung interessıert, dafß
der rt. 48 der Weıimarer Reichsverfassung nıcht als Instrument ZUr Durchsetzung der
Reichsreform benutzt werden dürte« Z In dieser Phase seıner Polıitik schlofß sıch Bolz nıcht
dem Versuch AIl, den Kampf das autorıtäre Präsidialsystem Papens auf ıne breıte
Grundlage stellen. Seine Politik entsprach aber den vatiıkanıschen Vorstellungen, da Rom

die Preußenkoalition war/ apen löste den Reichstag auf. Dıie Reichstagswahl VO Julı
9372 hatte den radikalen Flügelparteien, und KPD erstmals mehr als 50 Prozent der
Wählerstimmen 1im Reich gebracht. Fur Bolz WAar klar, eiıne parlamentarisch mehrheitsfä-
hıge Regierung ohne die nıcht zustandekommen konnte/’® Daher begannen
28 August Zentrum/BVP und miıt Koalitionsverhandlungen. Auf der Zentrumsseıte
nahmen Josef ]Jo0os, Thomas Esser und Bolz daran teıl. Ziel dieser Verhandlungen W: die

durch Einbeziehung in die Regjierungsverantwortung »zähmen«. Bolz schrieb
. August seiner Frau aus Berlıin: »Meın Eindruck über Hıtler WAalr eın besserer, als ich
vermutete. Seıne Außerungen konsequent und klar un! seıne Auffassungen decken sıch

allgemeinen weitgehend mıiıt den f uch nach der Wahl des Reichstagspräsiden-
ten, bei der das Zentrum für Hermann Göring stımmte, außerte sıch zufrieden über die

»Der glatte Verlauf War die Folge von Besprechungen mıt den Nazıs« 5! Im Verlauf
der »Koalitionsverhandlungen« mMiıt der erklärte sıch Bolz wI1ıe die große Mehrheit
des Zentrums bereit, Hıtler als Reichskanzler akzeptieren, in 1ULE das Vertrauen
des Reichspräsiıdenten besäiße« 51 Durch die Verhandlungen mıt den Nationalsozialisten gaben
Bolz und seiıne arteı erkennen, miıt diesen »paktieren« wollen. Bolz besafß nıcht den
Mut, mıiıt den Sozialdemokraten Verhandlungen führen5 Schon 1928 hatte das (jesetz
der parlamentarıschen Logik gebrochen, nach dem die stärkste Parteı damals die SPD mıiıt
der Regierungsbildung beauftragt wird.

Vgl ASPER, Dıie gescheiterte Zähmung 91 MILLER 41/. BESSON 403
BESSON 408 Vgl MILLER 4720
ASPER 101 Vgl Eyck 511
Vgl MORSEY, Dıie eutsche Zentrumsparteı 301

78 Vgl D. JUNKER, Dıie deutsche Zentrumsparteı nach 1932/33, Vgl MILLER 428 Vgl Zen-
trumsprotokoll VO 29. August 1932, Nr. /07, 584 Joos und Bolz ordern 1er die »Einbeziehung der
Nationalsozialisten ın die Regierungsverantwortung«. Vgl HEER, Der Glaube Adolft Hıtlers, 243
»Brüning, KaasEUGEN BOLZ - SEINE POLITIK UND SEIN WEG IN DEN POLITISCHEN WIDERSTAND  227  Regierung Otto Braun aus SPD und Zentrum am 20. Juli 1932. Bolz wandte sich mit aller  Schärfe gegen die Aufhebung des SA-Verbots: Sie werde die innere Sicherheit und Ordnung  schwer gefährden’*, Diese kompromißlose Haltung wird durch sein »laues« Verhalten beim  sogenannten »Preußenschlag« vom 20. Juli überschattet: Er schloß sich als württembergischer  Staatspräsident nicht der bayerischen und badischen Klage beim Staatsgerichtshof an, sondern  begnügte sich mit einer »Rechtsverwahrung«”°. Bayern und Baden ging es nicht »um die  Machtposition der SPD in Preußen, sie waren vor allem an der Klarstellung interessiert, daß  der Art.48 der Weimarer Reichsverfassung nicht als Instrument zur Durchsetzung der  Reichsreform benutzt werden dürfe«’°, In dieser Phase seiner Politik schloß sich Bolz nicht  dem Versuch an, den Kampf gegen das autoritäre Präsidialsystem Papens auf eine breite  Grundlage zu stellen. Seine Politik entsprach aber den vatikanischen Vorstellungen, da Rom  gegen die Preußenkoalition war”’. Papen löste den Reichstag auf. Die Reichstagswahl vom Juli  1932 hatte den radikalen Flügelparteien, NSDAP und KPD erstmals mehr als 50 Prozent der  Wählerstimmen im Reich gebracht. Für Bolz war klar, daß eine parlamentarisch mehrheitsfä-  hige Regierung ohne die NSDAP nicht zustandekommen konnte’®. Daher begannen am  28. August Zentrum/BVP und NSDAP mit Koalitionsverhandlungen. Auf der Zentrumsseite  nahmen Josef Joos, Thomas Esser und Bolz daran teil. Ziel dieser Verhandlungen war, die  NSDAP durch Einbeziehung in die Regierungsverantwortung zu »zähmen«. Bolz schrieb am  31. August seiner Frau aus Berlin: »Mein Eindruck über Hitler war ein besserer, als ich  vermutete. Seine Äußerungen waren konsequent und klar und seine Auffassungen decken sich  im allgemeinen weitgehend mit den unseren«”?. Auch nach der Wahl des Reichstagspräsiden-  ten, bei der das Zentrum für Hermann Göring stimmte, äußerte er sich zufrieden über die  NSDAP: »Der glatte Verlauf war die Folge von Besprechungen mit den Nazis«®°, Im Verlauf  der »Koalitionsverhandlungen« mit der NSDAP erklärte sich Bolz — wie die große Mehrheit  des Zentrums — bereit, Hitler als Reichskanzler zu akzeptieren, »wenn er nur das Vertrauen  des Reichspräsidenten besäße«?!, Durch die Verhandlungen mit den Nationalsozialisten gaben  Bolz und seine Partei zu erkennen, mit diesen »paktieren« ® zu wollen. Bolz besaß nicht den  Mut, mit den Sozialdemokraten Verhandlungen zu führen®. Schon 1928 hatte er das Gesetz  der parlamentarischen Logik gebrochen, nach dem die stärkste Partei — damals die SPD — mit  der Regierungsbildung beauftragt wird.  74 Vgl. G. JAsPEr, Die gescheiterte Zähmung 91. — MILLER 417. — BESSoONn 403.  75 Besson 408. — Vgl. MiLLEr 420.  76 Jasper 101. — Vgl. Eyck 511.  77 Vgl. Morsey, Die deutsche Zentrumspartei 301.  78 Vgl. D.Junker, Die deutsche Zentrumspartei nach 1932/33, 94. — Vgl. MiıLLErR 428. — Vgl. Zen-  trumsprotokoll vom 29. August 1932, Nr. 707, 584: Joos und Bolz fordern hier die »Einbeziehung der  Nationalsozialisten in die Regierungsverantwortung«. — Vgl. F.H£zEr, Der Glaube Adolf Hitlers, 243:  »Brüning, Kaas u.a. ... sehen die eigentliche Drohung nicht im Nationalismus, sondern im Kommunis-  mus und treten daher lieber für eine nationalsozialistische Regierungsbeteiligung ein.« — Vgl. Germania  vom 14. August 1932, Nr.224: Vor der Unterredung mit Bolz und Joos hatte Papen in der Kabinettssit-  zung am 10. August erklärt, »er wisse, daß das Zentrum wahrscheinlich bereit sei, mit den Nationalsoziali-  sten eine Koalition einzugehen. Das Zentrum würde sich eventuell auch mit einer Berufung Hitlers zum  Reichskanzler abfinden«.  Zit. nach MILLER 425.  79  80  Zit. nach MorseyY, Die deutsche Zentrumspartei 320, Anm. 30.  81  Kölner Volkszeitung vom 24. September 1932, Nr. 263.  82  W. J. DoeTtscH, Württembergs Katholiken unterm Hakenkreuz 1930-1935, 65.  83  Vgl. Kap. 4.3.sehen die eigentliche Drohung cht 1Im Nationalısmus, sondern 1m Kommunıis-
I111US und treten daher leber tür eiıne nationalsozialistische Regierungsbeteiligung ein.« Vgl ermanıa
VO': August 1932, Nr. 224 Vor der Unterredung miıt Bolz und Jo0os hatte Papen ın der Kabinettssit-
ZUNg August erklärt, »E WISSEe, das Zentrum wahrscheinlich bereıit sel, mıt den Nationalsozialı-
stien eıne Koalıtion einzugehen. Das Zentrum würde sıch eventuell uch mıt einer Berufung Hıtlers
Reichskanzler abfinden«.

Zıt. ach MILLER 475
Zıt. ach MAORSEY, Die eutsche Zentrumsparteı 320, Anm.

81 Kölner Volkszeitung VO'! 24 September 1932, Nr. 263
DOETSCH, Württembergs Katholiken Hakenkreuz 0—1

Vgl Kap
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Papens Politik stiefß beim Zentrum auf erbitterten Wıderstand. Seıne Präsidialregierung
War ın ihren ugen eın klarer Verfassungsbruch, den ankämpfen mufßte®*. ıne
Alternative Papens Regierung WAalr für Bolz die Reichskanzlerschaft Hıtlers. Durch
Einbeziehung der die Regierungsverantwortung wollte sie ZuUur Verantwortungheranziehen, damıiıt die Natıionalsozialısten zeıgen konnten, ‚W as sıe konnten« 5 Auf diese
Weıse wollte Papens Pläne, das Zentrum ganz aus der Regierungsverantwortungbeseitigen, zerstoren. Nachdem die Versuche scheiterten, Hıtler ın das bestehende Systemıntegrieren, versuchte apen der Staatskrise durch ınen Verfassungsbruch Herr werden,

Hıtlers Machtergreitung nottfalls durch Gewalt verhindern ®®. Papen löste den
Reichstag auf, wagte jedoch nıcht den Verfassungsbruch, sondern setzte nach der Reichstags-auflösung Neuwahlen der verfassungsmäßigen rıst Eindeutiger Verlierer der Wahl
War die die einen Rückgang ıhrer Mandate von 230 auf 196 verbuchen mußte.
Großer Gewıinner der Wahl WAar die KPD Bolz’ Konsequenzen aus der Reichstagswahl VO
6. November: »FEıne Notgemeinschaft der Partejen« rechts VonNn der SPD » Kommt diese
nıcht zustande, dann 1sSt der Verfassungsbruch un! die Diktatur unvermeıdbar«' Dıiesen
Verfassungsbruch wollte allen Umständen verhindern: » Was über den verfassungs-mäfßigen Weg hinausgeht, kann DUr als Revolution bezeichnen. Dieses Unglückverhindern, 1st ıne der wichtigsten Gegenwartsaufgaben« Bol-z hielt auch nach der Novem-
berwahl »Zähmungskonzept«, das heißt der Integration der in die Regijerungs-
verantwortung fest. Angesichts der Tatsache, Hindenburg Papens Verfassungsbruchablehnte, blieb diesem 1Ur der Abschied. Seın Nachfolger wurde Schleicher. Dieser glaubte,eine NECUEC Varıante des »Zähmungskonzepts« realisıeren können. Seın Plan WAar, die

spalten und den linken Flügel der Parteı eorg Strasser seın Kabinett
binden ach kurzer eıt erkannte auch Schleicher, da{fß ıhm als etztes Miıttel 1Ur der
Verfassungsbruch blieb Er War bereit, den Reichstag aufzulösen und Neuwahlen verfassungs-wiıdrig hinauszuschieben. Kaas dagegen torderte in seinem Neyjahrsaufruf VO  — 1933, »Kampfoder Sammlung«, als einzıgen Ausweg aus der Sıtuation die »Sammlung Von der Führerseite« 91

her » Wer Deutschland führt, 1st sıch erzlich gleichgültig. Wichtig 1st nıcht, Ist,
sondern NUT, W as kann«7 Kaas wollte nıcht wıeder »zurückfallen den Parlamentarismus,
sondern dem Reichspräsidenten ınen polıtıschen un: moralischen Rückhalt schaffen für
ıne autorıtäre Regierung« 7, Inzwischen hatte apen Hıtler ın Hindenburgs ugen »kanzler-
f3.hlg« gemacht. Seın »Zähmungsplan« War NUunN, Hıtler als Kanzler isolieren, ındem Inan

durch konservative inıster »einrahmte«. Am 30. Januar 933 wurde Hıtler Reichskanz-
ler Dıieser schrieb softort Neuwahlen aus. Das Zentrum, auch Bolz, Wahlkampfdarauf edacht, die Nationalsozıialisten schonen. Dıies entsprach dem Wunsch des Vatıkans,
»wonach die nationalsozialistische Bewegung yals Schutzwall den Kommuniıismus:« sıch

Vatikan vieler Sympathien erfreute; der Vatikan wünsche >1N keinem Falle« eine polemische
Vgl JUNKER 105{f. MORSEY, Dıie eutsche Zentrumsparteı 310

85 Kölner Volkszeitung V( Februar 1933, Nr. — Vgl MORSEY, Dıie eutsche Zentrumsparteı 323
Anm

Er wollte die Neuwahlen ber eine in der Verfassung vorgesehene Frist VO:  - 60 Tagen hınaus
verschieben, weıl eın »staatlicher Notstand« vorliege.

Vgl JUNKER
Zıt. ach MILLER 428
Zıt. eb
Zıt ach MILLER 430, 3472 Vgl nm. 65

91 Zıt. ach MORSEY, Dıie eutsche Zentrumsparteı 334
Zıt. ebd Vgl HEER 242

BUCHHEIM, Warum das Zentrum unterging?
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Einstellung des Zentrums gegenüber der Reichsregierung« In seınem »letzten« Wahlkampf
meınte Bolz » Wır siınd nıcht dagegen, dafßs Hıtler Reichskanzler geworden 1stEUGEN BOLZ - SEINE POLITIK UND SEIN WEG IN DEN POLITISCHEN WIDERSTAND  229  Einstellung des Zentrums gegenüber der Reichsregierung«**, In seinem »letzten« Wahlkampf  meinte Bolz: »Wir sind nicht dagegen, daß Hitler Reichskanzler geworden ist ... Wir waren  aber seit Monaten davon überzeugt, daß die Reichskanzlerschaft Hitlers eine politische  Notwendigkeit geworden sei ... Wir wollen, daß er nach einem zehnjährigen Phrasenkampf  seinen Leuten und uns zeigt, was er kann«”, Auch die Zunahme der Versammlungs-, Rede-  und Zeitungsverbote, die Gewalttätigkeiten von SA Leuten bei Zentrumsveranstaltungen, die  ersten Entlassungen von Zentrumsbeamten änderten nichts an Bolz’ Einstellung. Noch am  2. März, das heißt drei Tage vor der Reichstagswahl und drei Tage nach dem Reichstagsbrand,  vertrat er den Standpunkt, »trotz allem ... mit der Hitler-Regierung zusammenzuarbeiten« °.  Dabei stieß er auf starken Protest bei seinen Zuhörern, was ihn aber nicht störte. Er war davon  überzeugt, daß »seine Zeit kommen werde, in der man diese Haltung verstehen werde«”,  Rückblickend resümierte er daher im März 1933 über seine Politik: »Ich habe in Württemberg  den Beweis dafür erbracht, indem ich, sobald es möglich war, mit den Rechten zusammenging,  auch zu einer Zeit, wo wir mit Links hätten gehen können«  9 N  Gleichwohl erwies sich Bolz in den Wahlreden zur Reichstagswahl 1933 als einer der  Zentrumspolitiker, »der am stärksten mit Hitler abrechnete«?”. Er bezeichnete den von den  Nationalsozialisten entwickelten »sinnlosen Taumel als Rausch, aus dem es bald ein böses  Erwachen gibt«!®, Am 15. Februar verweigerte er Hitler in Stuttgart die Benutzung des  Schloßplatzes für eine Wahlkundgebung. Ob Bolz von der Sabotage der Rundfunkübertra-  gung aus der Stuttgarter Stadthalle wußte, ist fraglich!°!. Bolz war zudem ein entschiedener  Gegner des Ermächtigungsgesetzes. Die Mehrheit der Fraktion zeigte sich einig, dem Gesetz  ohne Einschränkung zuzustimmen!®, Bei der geheim durchgeführten Probeabstimmung  stimmten Heinrich Brüning, Josef Wirth, Josef Joos, Eugen Bolz u.a. dagegen. Diese  Minderheit versuchte vergeblich, die Mehrheit umzustimmen, als deren Exponent Kaas  galt!®, Die Fraktion beschloß, »der Mehrheit zu folgen und geschlossen für das Ermächti-  gungsgesetz zu stimmen«!°*, Dazu Bolz an seine Frau am 21. März: »Beruhigend wirkt auf  mich die einheitliche Stimmung im Vorstand. Die Gruppe (der Opponenten) wird ja klein  sein, aber auserlesen« !°©, Man fragt sich natürlich, warum auf Bolz die »einheitliche Stimmung  im Vorstand beruhigend wirkte«? Sollte diese nicht eher beunruhigend wirken?  94 Zit. nach Morsey, Die deutsche Zentrumspartei 343, Anm. 26. — Vgl. HEEr 242: »Der Antibolsche-  wismus ... stellte die breite Brücke her, die zu den führenden Politikern des Zentrums und nach Rom, zu  Pacelli, führt.«  95 Kölner Volkszeitung vom 15.Februar 1933, Nr.46 (Rede auf dem Parteitag des schwäbischen  Zentrums in Ulm am 12. Februar 1933). — Vgl. W. HoEGner, Die verratene Republik 345: »In Württem-  berg verhöhnte ... Bolz die Programmlosigkeit der Reichsregierung und gab aus seiner eigenen Erfahrung  mit den Nationalsozialisten zum besten, daß sie froh seien, wenn man ihnen einige Anregungen  zukommen ließe.«  96 Frankfurter Zeitung vom 5. März 1933, Nr. 172.  97 Ebd.  98 Zit. nach MILLER 436.  99 Monsey, Die deutsche Zentrumspartei 384. — Vgl. HAGEn 231.  100  Monsey, Eugen Bolz 98.  101  Vgl. MiLLER 335.  102  Vgl. Morsey, Die deutsche Zentrumspartei 364.  103  Ebd. 365.  104  Ebd.  105  Ebd. 364, Anm. 64.Wır
aber selt Monaten davon überzeugt, die Reichskanzlerschaft Hıtlers eıne politische
Notwendigkeit geworden sel Wır wollen, dafß nach einem zehnjährigen Phrasenkampf
seınen Leuten und uns zeigt, W as kann«7 uch die Zunahme der Versammlungs-, Rede-
und Zeitungsverbote, die Gewalttätigkeiten von Leuten bei Zentrumsveranstaltungen, die
ersten Entlassungen VOonN Zentrumsbeamten äanderten nıchts Bolz’ Einstellung. och

März, das heißt drei Tage VOT der Reichstagswahl un! drei Tage nach dem Reichstagsbrand,
vertrat den Standpunkt, »Ir OLZ allem mıiıt der Hitler-Regierung zusammenzuarbeiten«
Dabei stieß auf starken Protest bei seinen Zuhörern, W as ıhn aber nıcht storte. Er War davon
überzeugt, dafß »seıne eıt kommen werde, in der diese Haltung verstehen werde« 7
Rückblickend resümierte daher 1m März 1933 über seıne Politik: »Ich habe Württemberg
den Beweıs dafür erbracht, ındem ich, sobald möglıch Wal, mıt den Rechten zusammengıng,
auch ıner Zeıt, WIr mıiıt Links hätten gehen können« 98

Gleichwohl erwıes siıch Bolz in den Wahlreden ZUr Reichstagswahl 1933 als einer der
Zentrumspolitiker, »der stärksten mıiıt Hıtler abrechnete« Er bezeichnete den von den
Nationalsozialisten entwickelten »sınnlosen Taumel als Rausch, aus dem bald eın böses
Erwachen gibt« W Am 15. Februar verweigerte Hıtler Stuttgart die Benutzung des
Schlofßplatzes für eine Wahlkundgebung. Ob Bolz VO  3 der Sabotage der Rundfunkübertra-
SUunNng A4u$s der Stuttgarter Stadthalle wußte, 1st fraglich !°, Bolz WAar zudem eın entschiedener
Gegner des Ermächtigungsgesetzes. Dıie Mehrheit der Fraktion zeıgte siıch ein1g, dem (Gesetz
ohne Einschränkung zuzustiımmen !°2 Be1i der geheim durchgeführten Probeabstimmung
stımmten Heıinrich Brünıng, Josef Wırth, Josef Joos, ugen Bolz 4 dagegen. Diese
Minderheit versuchte vergeblich, die Mehrheit umzustiımmen, als deren Exponent Kaas
gatt , Die Fraktion beschloß, »der Mehrkheit folgen und geschlossen für das Ermächti-
gungsgesetZz stimmen« 194 Dazu Bolz seıne Frau 21. März: »Beruhigend wirkt auf
mich die einheitliche Stimmung 1m Vorstand. Die ruppe (der Upponenten wird Ja klein
se1ın, aber auserlesen« 105 Man fragt siıch natürlich, WAarum auf Bolz die »einheitliche Stimmung
im Vorstand beruhigend wirkte«? Sollte diese nıcht eher beunruhigend wirken?

Zıt. nach MORSEY, Die deutsche Zentrumsparteı 343, Anm Vgl HEER 247 » Der Antıbolsche-
WI1ISMUSEUGEN BOLZ - SEINE POLITIK UND SEIN WEG IN DEN POLITISCHEN WIDERSTAND  229  Einstellung des Zentrums gegenüber der Reichsregierung«**, In seinem »letzten« Wahlkampf  meinte Bolz: »Wir sind nicht dagegen, daß Hitler Reichskanzler geworden ist ... Wir waren  aber seit Monaten davon überzeugt, daß die Reichskanzlerschaft Hitlers eine politische  Notwendigkeit geworden sei ... Wir wollen, daß er nach einem zehnjährigen Phrasenkampf  seinen Leuten und uns zeigt, was er kann«”, Auch die Zunahme der Versammlungs-, Rede-  und Zeitungsverbote, die Gewalttätigkeiten von SA Leuten bei Zentrumsveranstaltungen, die  ersten Entlassungen von Zentrumsbeamten änderten nichts an Bolz’ Einstellung. Noch am  2. März, das heißt drei Tage vor der Reichstagswahl und drei Tage nach dem Reichstagsbrand,  vertrat er den Standpunkt, »trotz allem ... mit der Hitler-Regierung zusammenzuarbeiten« °.  Dabei stieß er auf starken Protest bei seinen Zuhörern, was ihn aber nicht störte. Er war davon  überzeugt, daß »seine Zeit kommen werde, in der man diese Haltung verstehen werde«”,  Rückblickend resümierte er daher im März 1933 über seine Politik: »Ich habe in Württemberg  den Beweis dafür erbracht, indem ich, sobald es möglich war, mit den Rechten zusammenging,  auch zu einer Zeit, wo wir mit Links hätten gehen können«  9 N  Gleichwohl erwies sich Bolz in den Wahlreden zur Reichstagswahl 1933 als einer der  Zentrumspolitiker, »der am stärksten mit Hitler abrechnete«?”. Er bezeichnete den von den  Nationalsozialisten entwickelten »sinnlosen Taumel als Rausch, aus dem es bald ein böses  Erwachen gibt«!®, Am 15. Februar verweigerte er Hitler in Stuttgart die Benutzung des  Schloßplatzes für eine Wahlkundgebung. Ob Bolz von der Sabotage der Rundfunkübertra-  gung aus der Stuttgarter Stadthalle wußte, ist fraglich!°!. Bolz war zudem ein entschiedener  Gegner des Ermächtigungsgesetzes. Die Mehrheit der Fraktion zeigte sich einig, dem Gesetz  ohne Einschränkung zuzustimmen!®, Bei der geheim durchgeführten Probeabstimmung  stimmten Heinrich Brüning, Josef Wirth, Josef Joos, Eugen Bolz u.a. dagegen. Diese  Minderheit versuchte vergeblich, die Mehrheit umzustimmen, als deren Exponent Kaas  galt!®, Die Fraktion beschloß, »der Mehrheit zu folgen und geschlossen für das Ermächti-  gungsgesetz zu stimmen«!°*, Dazu Bolz an seine Frau am 21. März: »Beruhigend wirkt auf  mich die einheitliche Stimmung im Vorstand. Die Gruppe (der Opponenten) wird ja klein  sein, aber auserlesen« !°©, Man fragt sich natürlich, warum auf Bolz die »einheitliche Stimmung  im Vorstand beruhigend wirkte«? Sollte diese nicht eher beunruhigend wirken?  94 Zit. nach Morsey, Die deutsche Zentrumspartei 343, Anm. 26. — Vgl. HEEr 242: »Der Antibolsche-  wismus ... stellte die breite Brücke her, die zu den führenden Politikern des Zentrums und nach Rom, zu  Pacelli, führt.«  95 Kölner Volkszeitung vom 15.Februar 1933, Nr.46 (Rede auf dem Parteitag des schwäbischen  Zentrums in Ulm am 12. Februar 1933). — Vgl. W. HoEGner, Die verratene Republik 345: »In Württem-  berg verhöhnte ... Bolz die Programmlosigkeit der Reichsregierung und gab aus seiner eigenen Erfahrung  mit den Nationalsozialisten zum besten, daß sie froh seien, wenn man ihnen einige Anregungen  zukommen ließe.«  96 Frankfurter Zeitung vom 5. März 1933, Nr. 172.  97 Ebd.  98 Zit. nach MILLER 436.  99 Monsey, Die deutsche Zentrumspartei 384. — Vgl. HAGEn 231.  100  Monsey, Eugen Bolz 98.  101  Vgl. MiLLER 335.  102  Vgl. Morsey, Die deutsche Zentrumspartei 364.  103  Ebd. 365.  104  Ebd.  105  Ebd. 364, Anm. 64.stellte die breıite Brücke her, die den tführenden Politikern des Zentrums und ach Rom,
Pacelli, tführt.«

Kölner Volkszeitung VO 15. Februar 1933, Nr. 46 ( auf dem Parteitag des schwäbischen
entrums iın Februar Vgl W. HOEGNER, Die Republik 345 „ J; Württem-
berg verhöhnte Bolz die Programmlosigkeıt der Reichsregierung und gab aus seiner eigenen Erfahrung
mıt den Nationalsozialısten Z.UI1 besten, sıe roh seıen, wenn ıhnen einıge Anregungen
zukommen leße. «

Frankfurter Zeıtung VO: März 1933, Nr. 1LE2
Ebd

98 Zıt. nach MILLER 436
MORSEY, Dıe eutsche Zentrumsparteı 284 Vgl HAGEN 231

100 MORSEY, Eugen Bolz
101 Vgl MILLER 3235
102 Vgl MORSEY, Dıie deutsche Zentrumsparteı 364
103 FEbd 365
104 Ebd
105 Ebd 364, Anm.
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Folgerungen aus dieser Analyse
Bolz bejahte autorıtäre Lösungen bıs Z.U) Führerprinzip, WwIe s1e 9728 Zentrum der
Wahl von Kaas Z.U) Parteivorsitzenden sıchtbar wurden. Er WAar eın Vertechter des »Samm-
lungsgedankens«, Wa die Öffnung des Zentrums nach rechts, das heißt die Einbeziehung der
Nationalsozialisten die Regierungsverantwortung bedeutete. Diesem Ziel opferte alle
Bindungen nach und setzte sıch damıt eher für eine konservative als eine demokratische
Entwicklung der Weıimarer Republık e1in. Von ıner autorıtär geführten Demokratie WAar NUur
eın kleiner Schritt ıner Dıiktatur. Bolz’ »publizistische und propagandıstische Kultivie-
rung« eiınes polıtischen Führerideals (»einen Diktator für zehn Jahre«, wI1ıe er forderte) hat
mıt dazu beigetragen, viele Zentrumsleute, das heißt weıte Kreıise des Katholizismus, Hıtler
als jenen »gottgesandten Führer« ansahen und ihn als ınen für ein! ZEWISSE Übergangszeit
geeigneten, weıl »ordnenden und säubernden« Diktator akzeptierten. Dadurch entstand der
Offentlichkeit die Meınung Zentrum wählen, WC| doch spater mıiıt den Natıionalso-
zialısten eine Verbindung eingeht? Dann wählen WIr gleich Hıtler« 107

Gleichwohl 1St Bolz’ Politik iın der Endphase der Weımarer Republık ambivalent. Er
erkannte War die natıonale und natiıonalıstische Geftahr der Nationalsozialısten !°8, aber nıcht
die ıdeologische Unterhöhlung der demokratischen Staatstorm. Weıl Bolz nıcht nachhaltıg Vor
der natıonalsozıialistischen ewegung warnte (noch im März 1933 dachte pDOSItLV über ıne
Reichskanzlerschaft Hıtlers), wiırd »NegatIV« belastet: Seıine Politik verstärkte antıdemokra-
tische Tendenzen, baute Hemmschwellen gegenüber den Nationalsozialiısten ab un! hat
mıt Zur Zerstörung der Weımarer Republik beigetragen. Um Hıtlers Machtergreifungverhindern, hätten Bolz un das gESAMLE Zentrum das Präsidialsystem bıs hın Z.U|  3 Vertas-
sungsbruch unterstutzen mussen. FEıne Tolerierung durch Zentrum un hätte dazu
geführt, sowohl Hındenburgs Angst Vor ınem Verfassungsbruch mindern, als auch die
Skrupel der Reichswehr, bei einem möglıchen Ausbruch des Bürgerkrieges VO 'olk isoliert

se1ın, abzubauen !° Alle noch berechtigten Feindschaften des Zentrums apenhätten dem Ziel, Hıtler nıcht die Macht kommen lassen, untergeordnet werden mussen.
Dadurch ware Papen, »weiıl mıiıt seinem BaANZCH Ehrgeiz dem Kanzleramt klebte, eın
Hiındernis 1mM Wege Hıtlers BC110 Zudem galt beachten, daß die Wahlniederlageder Nationalsozialisten 1m November 937 auf »allgemeine, nıcht auf lokale Ursachen«!!!
zurückzuführen Wal. Bereıts damals wurde ıne »Abnutzung« der Nationalsozialisten deut-
lıch Warum das Zentrum aber nıcht mıiıt apen und Schleicher den Verfassungsbruch wagte,sondern eine ENTISESCNSESETIZLE Politik verfolgte und diese geradezu aus ıhren eigenen Voraus-
setzungen heraus verfolgen mußte, wırd 1Im folgenden darzustellen se1in.

Der iıdeologische Hıntergrund und das »Milieu«
VO  - Bolz’? polıtischer Praxıs

Bolz WAar bürgerlıch seıner Herkuntt. Seın Denken und Handeln Warecen tief verwurzelt in
den Traditionen der katholischen Kıirche. ach der Machtergreifung 1933, bei der »berufs-
und arbeitslos« geworden WAarl, vertiefte sıch im Selbststudium die Sozialenzyklıken der
Papste. Diese Enzykliken nahmen ın seiınem Leben eınen großen Stellenwert eın, da{fß
106 Ebd 334
107 OETSCH A — Vgl HEER 245
108 Nachlafß Bolz, ede VO: September 1921
109 Vgl JUNKER 62-69
110 EYCK 536 Vgl ESCHENBURG, Improvisıerte Demokratie 241
111 EYCK 533
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n konnte: » Dıie Zusammenstellung der Lehren der katholischen Kırche über den Staat,
über die KulturEUGEN BOLZ - SEINE POLITIK UND SEIN WEG IN DEN POLITISCHEN WIDERSTAND  231  sagen konnte: »Die Zusammenstellung der Lehren der katholischen Kirche über den Staat,  über die Kultur ... ergibt ein politisches Programm. Katholisches Denken und Fühlen, wie  katholische Erziehung, geben dem Katholiken ein Programm mit, dem er sich nicht entziehen  kann«!!?, »Politik«, so Bolz!!3, ist nichts anderes »als praktisch angewandte Religion«. Daher  empfängt das Zentrum »von Rom ... seine Weltanschauung«!!*, Auf diesem Hintergrund sollen  im folgenden anhand des Begriffs der »Volksgemeinschaft«, Bolz’ Vorstellung von einer  »autoritären Lösung« und seiner »Rechtspolitik«, seine Affinität zum »katholischen Milieu«  deutlich gemacht und die »Grenzen« einer solchen »ideologisierten Politik« aufgezeigt werden.  4.1 Bolz’ Modell einer »Volksgemeinschaft«  Bolz’ Wunsch nach einer »Volksgemeinschaft« findet man bei ihm meist in Situationen, in  denen seine Verdrossenheit am parlamentarischen System besonders ausgeprägt ist. Auf einer  Zentrumsveranstaltung in Saulgau 1924 kritisierte er den einseitigen »Weimarer Inter-  essenstaat« und bezeichnete die parlamentarische Regierungsform als etwas »Neues, etwas das  sich nicht organisch und langsam entwickelt hat, sondern mit den Revolutionsstürmen über  Nacht gekommen ist«!!°, Daher seien Volk und Parteien »noch nicht reif für die Rechte der  Verfassung«!!°, Als Lösung aus diesem Dilemma schlägt Bolz die Konzeption einer »Volksge-  meinschaft« vor: Die gegenwärtigen sozialen Fragen, das wirtschaftliche Elend seien nicht mit  »dem Geist des Eigennutz« zu lösen, sondern nur »in einem anderen Geist, dem Geist einer  Volksgemeinschaft«, so Bolz 1924 in Biberach!!7. Er erstrebte eine »Vereinigung aller  Parteien«  118  , um so die liberale Gesellschaft der Weimarer Republik, deren Regierungsform  die parlamentarische Demokratie war, durch eine innerlich verbundene Gemeinschaft, eben  einer »Volksgemeinschaft«, abzulösen: »Wir haben in unserer Partei Angehörige aller Stände  ohne Unterschied ... Wir bilden eine Volksgemeinschaft«!!?. Bolz’ Idee einer »Volksgemein-  schaft« steht in enger Beziehung zu den Sozialenzykliken der Päpste des 19./20. Jahrhunderts.  Diese, so Bolz!?%, »muten wie Evangelien an«. Nach Papst Leo XIII. (1878-1903) ist der Staat  ein natürlicher, auf Harmonie angelegter Organismus, in dem nicht die Interessen der  verschiedenen Gruppen dominieren, in dem es aber aufgrund der natürlichen Anlagen und  Fähigkeiten Unterschiede gibt!?!. Gerade in katholischen Bevölkerungskreisen wurde der  Gedanke einer »Volksgemeinschaft« als »ein Modell ganzheitlicher und konfliktfreier Sozial-  ordnung konzipiert«!?, Die Vision einer »Volksgemeinschaft« findet sich ebenfalls in den  nationalistischen Schriften eines Arthur Moeller van den Bruck!? und Oswald Spengler!?*, In  112 Nachlaß Bolz, Rede vom 12. Dezember 1921.  113 Nachlaß Bolz, Rede vom 16. November 1924.  114 Nachlaß Bolz, Rede vom 30. November 1924.  115 Nachlaß Bolz, Rede vom 9. März 1924.  116 Zit. nach MiLLer 282 (Rede bei einer Wahlveranstaltung des Zentrums zur Reichspräsidentenwahl  1925).  117  Nachlaß Bolz, Rede vom 9. März 1924.  118  MILLER 282.  119  Nachlaß Bolz, Rede vom 17. Februar 1924.  120  Nachlaß Bolz, Rede vom 21. November 1921.  121  Vgl. Rerum Novarum 22, Nr. 14.  122  C. AMERY, Die Kapitulation 264.  123  Moeller van den Bruck, Arthur (1876-1925): Polit. Schriftsteller; war in der Weimarer Republik der  maßgebende Theoretiker der Jungkonservativen. Eines seiner bekanntesten Bücher hieß: »Das Dritte  Reich«; beging 1925 Selbstmord.  124 Spengler, Oswald (1880-1936): Deutscher Kultur- und Geschichtsphilosoph; gilt durch seine  antidemokratische Einstellung als Wegbereiter des Nationalismus. Sein Hauptwerk hieß: Der Untergang  des Abendlandes.ergibt eın politisches Programm. Katholisches Denken und Fühlen, wIıe
katholische Erziehung, geben dem Katholiken eın Programm mıt, dem sıch nıcht entziehen
kann« 112 »Politik« M Bolz !S ist nıchts anderes »als praktisch angewandte Religion«. aher
empfängt das Zentrum ‚:VON Rom seine Weltanschauung« 114 Autf diesem Hintergrund sollen

folgenden anhand des Begriffs der » Volksgemeinschaft«, Bolz’ Vorstellung Von ıner
»autorıtären Lösung« und seıner »Rechtspolitik«, seıne Affinıität ZU| »katholischen Milieu«
deutlich gemacht und die »Grenzen« ıner solchen »1ıdeologisıerten Politik« aufgezeigt werden.

41 Bolz? Modell einer » Volksgemeinschaft«
Bolz? Wunsch ach ıner » Volksgemeinschaft« findet be1 ıhm meıst Sıtuatiıonen,
denen seıne Verdrossenheit parlamentarischen System besonders ausgepragt 1St. Auf einer
Zentrumsveranstaltung Saulgau 974 kritisierte den einseıtigen » Weımarer Inter-
esse und bezeichnete die parlamentarische Regierungsform als eLIWAaS » Neues, eLwaAas das
sıch nıcht organısch und langsam entwickelt hat, sondern mıt den Revolutionsstürmen über
Nacht gekommen 1St«  115 Daher seıen Volk un: Parteıen »noch nıcht reıitf für die Rechte der
Verfassung« 116 Als Lösung aus diesem Dılemma schlägt Bolz die Konzeption ıner »Volksge-
meinschaft« VOTI: Die gegenwärtigen sozıalen Fragen, das wirtschaftliche Elend seıen nıcht mıt
»dem Geilst des Eıgennutz« lösen, sondern DUr »In eiınem anderen Geıist, dem Geıist einer
Volksgemeinschaft«, Bolz 924 in Biberach !!7. Er erstrebte eıne » Vereinigung aller
Partejen« 118 die lıberale Gesellschaft der Weımarer Republik, deren Regierungsform
die parlamentarısche Demokratie Wal, durch ıne innerlich verbundene Gemeinschatt, eben
eiıner » Volksgemeinschaft«, abzulösen: »  1r haben in unserer Parteı Angehörige aller Stände
ohne Unterschied Wır bılden eıiıne Volksgemeinschaft« !!?, Bolz’ Idee ıner » Volksgemein-
schaft« steht in ng Beziehung den Sozialenzykliıken der Päpste des 19./20. Jahrhunderts.
Dıiese, Bolz 120 »INUutieN WI1e Evangelıen an«. ach apst Leo 111 (1878—1903) 1st der Staat
eın natürlicher, auf Harmonie angelegter Organısmus, in dem nıcht die Interessen der
verschiedenen Gruppen dominieren, ın dem aber aufgrund der natürliıchen Anlagen und
Fähigkeiten Unterschiede gibt !! Gerade in katholischen Bevölkerungskreisen wurde der
Gedanke eıner » Volksgemeinschaft« als eın Modell ganzheıtlıcher und konfliktfreier Sozıal-
ordnung konzıpiert« ! Die Vısıon einer » Volksgemeinschaft« tindet sıch ebenfalls in den
natıonalıstiıschen Schriften ınes Arthur Moeller van den Bruck !® und Oswald Spengler ** In
112 Nachlafß Bolz, Rede VO 12. Dezember 1921
113 Nachla{fß Bolz, ede VO] November 1924
114 Nachlafß Bolz, ede VO' November 1924
115 Nachlafß Bolz, ede VO] 9.Maärz 1924
116 Zıt. nach MILLER 282 (Rede bei ıner Wahlveranstaltung des Zentrums ZUr Reichspräsiıdentenwahl
117 Nachlafß Bolz, ede VO': 9. März 1924
118 MILLER 282
119 Nachlafß Bolz, ede VO| Februar 1924
120 Nachlafß Bolz, ede VO: z November 1921
121 Vgl Rerum Novarum EZ. Nr.
122 ÄMERY, Die Kapıtulation 264
123 Moeller Vanll den Bruck, Arthur (1876—1925): Polıit. Schriftsteller; ın der WeıLimarer Republık der
mafßgebende Theoretiker der Jungkonservatıven. Eines seiner bekanntesten Bücher hıeß »Das Dritte
Reich«; beging 1925 Selbstmord
124 Spengler, Oswald (1880—1936): Deutscher Kultur- und Geschichtsphilosoph; gilt durch seiıne
antiıdemokratische Einstellung als Wegbereıter des Natıionalısmus. eın Hauptwerk hieß Der Untergang
des Abendlandes.
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den Jahren VOT 1933 wurde diese »Gemeıinschaft« ZU| »polıtischen Leitbild das allen
Spielarten des Neunationalismus gemeınsam Walr«. Die Kritik der »Jungkonservativen« rich-
tetfe sıch Ww1e die der Papste des 19./20. Jahrhunderts (bıs hin ZU Zweıten Vatiıkanischen
Konzıil) 1n den Sozialenzyklıken den Liberalismus und den Individualismus der
Französiıschen Revolution. Jedoch x1bt große inhaltliche Unterschiede den Papsten und

Bolz, VvVor allem der Zielsetzung. ber wIıe die »Jungkonservativen« versteht auch Bolz
die Gesellschaft der WeıLimarer Republik als ınen einseıtigen »Interessenstaat«, in dem durch
die Parteien »die Interessen der Bauern, des Kapitals und der Arbeit einseltig berücksichtigtwerden« 12> Dıie »Gemeinschaft« dagegen ist »eıne Wiırklichkeit, die allem ewußten Leben
des Individuums vorausgeht, aus der heraus das Individuum erst ZU Menschen wırd«  126_
Diese Gemeinschaft 1st ständisch organısıert *“/ un! g1bt dem Individuum eın Getühl der
Solıdarıtät, das Geftfühl einer großen Gemeinschatt 128

In einer NSCh »gefühlsbetonten Beziehung«  129 ZUr » Volksgemeinschaft« steht das Bild
eınes zukünftigen Reiches. Beide Bilder weısen auf eınen autorıtär strukturierten Staats- un!
Gesellschaftsautbau hın In der Vısıon eınes zukünftigen, dritten grofßßdeutschen Reiches
konnten sıch die verschiedensten rechten Gruppierungen der Weimarer Republık 11-
tfinden Dabei WAar die katholische Reichsidee Nur eine Varıante vielen, die den
zwanzıger und dreißiger Jahren propagıert wurden. Martın Spahn (1875—1945), der iıdeolo-
gische Kopf der Rechtskatholiken, jeferte eınen geschlossenen Entwurft des zukünftigen
Reıiches 130 Fr Orlentierte sıch dabei Mittelalter, wodurch die Idee eın christliches Geprägebekam Durch die Rückkehr ZU Christentum, das heißt ZU) »Imperium Sacrum«, wollten
die Rechtskatholiken einer ucn Ordnung gelangen. Spahn übernahm dabei das mıittelal-
terliche Prinzıp eıner Ständegesellschaft, das »berufsständisch« weıterentwickelte. Diese
Vısıon eınes zukünftigen Reiches WAal, Sontheimer  131‚ die »wirksamste Antithese«
den modernen, individualistischen und säkularısiıerten Weıimarer Staat, eın Topos deutschen,
antıdemokratischen Denkens« un! »die Vısıon eıner besseren deutschen Zukunft«.

Man findet in keiner Rede VO  - Bolz ine explızıte Reichsideologie, aber seiın Modell einer
» Volksgemeinschaft« iımplıziıert reichsideologische Tendenzen. uch stellt, wIıe die
Rechtskatholiken, den Begriff ıner » Volksgemeinschaft« der modernen, aufgeklärten, indivi-
dualistischen und säkularisierten Weıimarer Gesellschaft uch 5 verlangt eıinen
organıschen Autfbau der Gesellschatft, Was eıne auf Autorität beruhende Ordnung beinhaltet
Zugleich gilt beachten, dafß in den Kreıisen des polıtıschen Katholizismus die Vısıon eines
ucCmH, »besseren« Reiches Sang un! gäbe WAar. Seın Parteitreund Joos ZU Beispiel sprachoffen von der Erneuerung des »Deutschen Reiches ZU!r Gröfße eınes dritten Reiches« 152 Damıt
wird deutlich, selbst einflußreiche Zentrumspolitiker 1m »1ideologischen Strom dieser
Jahre« mitschwammen, daß sıe Wwar »politisch anders handelten, aber nıcht pointiertem
Wıderspruch gegenüber den Tendenzen der Reichsideologie rahıg WAarenNn« 135

125 Nachlaß Bolz, ede VO| Februar 1924
126 EUROHR
127 Vgl Nachlafß Bolz, ede VO Februar 1924
128 Vgl EUROHR
129 HOEPKE, Die Deutsche Rechte
130 Vgl LEMENS 111 f£
131 SONTHEIMER, Die Idee des Reiches 206
132 JoOs, Nationale Entwicklung 494
133 BREUNING, Dıie Visıon des Reiches 153
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47 Bolz’? Wunsch nach einer autorıtaren Lösung
Der rechte Flügel der Zentrumspartel, Brüning, Kaas, Bolz und andere forderten in der Krise
der Republik ıne VO: Parlament losgelöste autorıtäre Regijerung. Bolz’ Wunsch nach ıner
autorıtären Lösung gipfelt 930 in dem Satz »Ich bın längst der Meınung, daß das Parlament
die schweren innenpolıtischen Fragen nıcht lösen kann Wenn eın Diktator für zehn Jahremöglıch ware ich würde wünschen« 154 Dıieser »Diktator« scheint ıhm der Lage seın,
Ordnung schaften und die Massen aus dem Chaos tühren » Wo 1st eıner, der (uns den
Weg Aus dieser heutigen Notzeıt zeıgen kann Was WIır jetzt erleben, ist eın Rıngen das
Rıchtige, bei dem ohne Versuche und Opfer nıcht abgeht«, Bolz 930 ın Stuttgart !”>,Seinen »Diktator auf Zeıt« darf sıch nıcht als eiınen Mann vorstellen, der jenselts VO  -
Gesetz und oral steht, sondern als einen »führenden«, »ordnenden« und »natiıonal« einge-stellten »christlichen Staatsmann«. Dieser weiß sıch eıne »göttliche Ordnung« gebundenund seine Politik ist moralischen Werten orlentiert. Bolz distanziert sıch damit VO:  3 der
extremsten Folgerung der katholischen »Rechtsentwicklung«, ELW den politischen Theorien
VO':  3 Carl Schmuitt (1888—1985). Dessen »Diktator« War kein christlicher Staatsmann, ıhm geingden Souverän, den Herrscher als Volksführer, der über Recht, Gesetz, oral und
Staat verfügt 1, Aufgrund seiıner humanıstischen Bildung kannte Bol-z den 4Uus der Antike
überliefterten »Begriff des Diktators«, der ın Notzeıten, das heißt zeıtlich begrenzt, eingesetztwerden konnte. Zum andern aber WAar eın Denken und Handeln stark Von der hierarchischen
Struktur der katholischen Kırche und ıhren Sozlialenzykliken AUS$S dem 19./20. Jahrhundert
gepragt. apst Leo 111 forderte 881 seiıner Enzyklıka »Diuturnum Ilud« 137 eine Gesell-
schaftsordnung, in der »FEıner die Bestrebungen der Glieder leitet (sott wollte, da{fß 1ın
der bürgerlichen Gesellschaft Herrscher seıen, die die enge geleiten haben« Die
ideologische Begründung VO:  3 Bolz’? »kommissariıschem Diktator« muß diesem Kontext
gesehen werde. Weıter heißt in dieser Enzyklika: »Und das 1st Von großem Gewicht, dafß
die, die das Gemeinmwohl verwalten, derart die Bürger ZU Gehorsam zwıngen Befugnishaben mussen, da{fß für diese der Ungehorsam geradezu Sünde 1St.« apst Leo 111 vertritt
seiner Staatslehre ıne Gesellschaftsordnung mıiıt stark autorıtären Zügen, zugleich lehnt in
seiıner Enzyklika ınen Verfassungsbruch ab 158 Diese Ideologie War Bolz’ polıtisches Pro-
STaIm, das 1n die polıtische TaxXIıs umzusetizen versuchte !°

Möglicherweise muß INanl Bolz’? Affinität ıner autorıtären Politik 1mM ZusammenhangMiıt der Erfolglosigkeit des Vatikans bei den Reichskonkordatsverhandlungen sehen. Rom wWwWar
bereit, mıiıt einem »autorıtäiären Staat« das Konkordat schließen: »Der autorıtäre Staat«
mufßte die autorıtäre Kirche besser ıhren Postulaten begreifen als andere«, Kaas  HO_

134 Zıt. ach MILLER 367%.
135 Nachlafß Bolz, ede VO: 15. November 1930 Dıieser Wunsch ach einem »polıtischen Führer«
mu{(ß Kontinuität ZU August 1921 sehen: Wıe ach der Ermordung Erzbergers 1921, Wll’d
auch 1ın der Krise 1930 seın Wunsch ach einer »starken Persönlichkeit« virulent. Vgl Kap.2.2136 Vgl SCHMITT, Der Gegensatz VO|!  —3 Parlamentarismus 257#f£. DERS., Politische Theologie.137 Enzyklıka Dıuturnum Ulud VO 29. Juni 1881,;, 210# — Vgl HEER 233 ff
138 Ahnlich uch in seıner Enzyklıka Immortale Deı von 1885, 347 Vgl JUNKER 59,
139 Vgl Nachlaß Bolz, ede VO Dezember 1921 »Die Zusammenstellung der Lehre der katholi-
schen Kırche ber den Staat ergibt eın poliıtisches Programm. Katholisches Denken und Fühlen gebendem Katholiken seın Programm mıt, dem sıch nıcht entziehen kann«
140 Der Konkordatstyp 517. Vgl SCHOLDER, Die Kırchen und das Dritte Reich 185

V. ROON, Der katholische Wıderstand 117. HEER 245
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Bolz politische Praxıs, rechts Uon der SPD
Seıt 9723 wurde Stuttgarter Landtag ohne die SPD regıert; zudem diffamierte INanll S1C als
»Sozialısten«  141 ach seinNner Wahl Z.U Württembergischen Staatspräsıdenten 1928 regıierte
Bolz das Gesetz der »parlamentarischen Logik« das heißt ohne die SPD die stärkste
Parteı —_ Stuttgarter Landtag war  142 Als 1932 1 Preußen die » Weımarer Koalition« durch
apen zerschlagen wurde, beteiligte sich Bolz nıcht Protest Bayerns und Badens!® Seıne
Entscheidungen, Besson 144 bestimmt VO:  —; » Iradıtion und Weltanschauung«. ber
sCiINCN Freund, den Philosophen Ludwig aur 71- lernte Bolz die neuscholastische
Lehre kennen, JENC Lehre, die durch die Enzyklıka » Aeternı Patrıs« (1879) VO  e} Leo 111 stark
gefördert wurde Das Charakteristische der neuscholastischen Lehre 1St die Wendung
den Liberalismus und Sozialiısmus Diese Auffassung findet sıch spater auch in den Schritten
VO  _ Baur  145 und Bolz Expose »Katholische Aktion und Politik« 146 Beide fassen die
neuscholastische Lehre der Päpste IN und bezeichnen den Liberalismus un! den
Sozialismus als unvereinbar MItL der Lehre der katholischen Kırche Aufgrund ıhrer ergan-
genheıit wurden die Sozialdemokraten als »Sozijalisten« dıttamiert un|! SOMIT nach
Ansıcht der Papste nıcht koalitionsfähig

Bolz Politik ohne die Sozialdemokraten >WAar »katholische Politik« das
heißt SIC WAar VON typisch »römischen Denkstrukturen« gepragt ganz Sınne der Theorien
neuscholastischer Provenıjenz aher WAal, Bolz, die anfänglıche Kooperatıon MIiItL den
Sozialdemokraten inNne Taktık« CM »Opfer« für das Zentrum  147 rst auf dieser Folie
ZEeEWINNL Politik Kontur

Folgerungen AaUus$ Bolz »ideologisierter« Polıitik
Bolz mußte iNC NECUC Ordnung akzeptieren Dıies galt sowohl nach dem November 918

als die Zusammenarbeit MI der SPD für iıhn ine »politische Notwendigkeit« Wäaäl, WI1IEC auch
nach dem März 1933 als die Reichskanzlerschaft Hıtlers CEiINEC »politische Notwendigkeit«
war 14%

Das Zentrum konnte iNc gegebene Verfassung nıcht durchbrechen aher WAar Bolz
verboten, für den Kampf Hıiıtler ZU Verfassungsbruch greifen Stattdessen tührte

149Koalitionsverhandlungen mMit Hıtler auf dem Boden der Weımarer Verfassung
Ziel seiner Politik WAar e1N! dauerhaftte Ausschaltung der SPD Sobald sıch rechts VO  —; der

» Weiımarer Koalition« inNne Alternative bot, versuchte CI, diese realısıeren Dies galt für
Politik 9723 und besonders 928

141 Vgl Nachlaß Bolz, ede auf Katholikenversammlung 1924 Vgl MILLER 335
147 Vgl BESSON Er spricht diesem Zusammenhang Von »sozıialıstenfreien« Landesregierung

Vgl Deutsches Volksblatt VO Junı 1928
143 EYCK 509 » Weıte, Z.U) Teıl sehr einflußreiche Kreıise jubelten bei der Aussıicht, die Sozialdemokra-
ten los werden und wWenn möglıch uch die Gewerkschaften« Schlofß auch Bolz sich dieser
»Öffentlichen Meınung« an ?

(war)144 BESSON Vgl Ebd Wegen der »tiefgreifenden sozialen und iıdeologischen Gegensatze
WCN1$ Hoffnung auf C1NC Wendung des Zentrums«
145 BAUR, RIEDER, apstlıche Enzykliken
146 Vgl KÖHLER, Christentum und
14/ Vgl Kap
148 Vgl \ BÖCKENFÖRDE, Der eutsche Katholizismus 235 (Böckenförde MILLER 419 Dort
Bolz » Was das Zentrum 1918 und 1919 SCWESCH SCIH, werde uch 1932 und 1933 SC1IMN Hort der
Verfassung, CiNeC Volksgemeinschaft kleinen«
149 Vgl JUNKER 233
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Dıie katholische Staatslehre zeıgte starke Vorbehalte gegenüber dem Weımarer Partejenstaat,
weshalb der klerikal-konservative Flügel *”® in der Krise des Parlamentarismus sıch nıcht WwI1e
der ınke demokratische Flügel für eiıne Retorm des Wahlrechts einsetzte, sondern ıne
Staatsordnung mıt stark autorıtäiären Zügen torderte!>!.

Seine Kontormität mıiıt der vatıkanıschen Politik führte Fehleinschätzungen gegenüber
den Nationalsozialisten.

Der »rechtsgerichtete« Katholizismus
der der »Rechtskatholizismus« als solcher

Seıt 1928 mıiıt der Wahl VonNn Kaas Zu Zentrumsvorsitzenden bestimmte der Rechtskatholi-
Zz1ISmMmus das Klima des deutschen Katholizismus, als dessen führender Kopf Martın Spahn
bezeichnen 1St. Dıie »rechtsnationalen Katholiken« 152 galten innerhalb des »Neuen Nationalıis-
1I1US« als ıne eigenständiıge Richtung und verfolgten ıne nationalıstisch verengte Reichsidee,

monarchistisch und eine Verbindung des Zentrums mıiıt den Sozialdemokraten 155
Sıe betrachteten sıch als die eigentlichen » Verteidiger christlich-konservativer Grundsätze« 154
Die parlamentarısche Demokratie Walr tür s1e ‚:Von allen Regierungsformen die denkbar
schlechteste« !>. Zwischen Zentrum und Rechtskatholizismus gab Anfang der dreißiger
Jahre Affiınıtäten in den polıtischen Zielsetzungen. Kaas, Brünıng und Bolz, die Vertreter der
katholischen Sozıallehre, tielen alle VO|  e} der Zentrumspolıtik der » Weiımarer Koalıtion« ab 156
und schwenkten auf ıne streng autorıtäre Politik eın, wodurch s1ie dem Gedankengut des
Rechtskatholizismus und der natiıonalıstischen Rechten weıt entgegenkamen. Angesichts der
sıch abzeichnenden Annäherung des rechten Zentrumstflügels die bürgerlich-konservative
Rechte, konnte nıcht ausbleiben, auch Katholiken in das geistige und organıisatorische
Fahrwasser der Nationalsozialisten gerieten  157 Dıie Getahr wurde 1m Zentrum zusätzlich
erhöht, iındem ınen »kommissarischen Diktator« herbeisehnte un! bereit WAarl, Hıtler das
Reichskanzleramt in eıner »braun-schwarzen« Koalitionsregierung überlassen  158 Dıiese
Politik fand auch die römische Zustimmung  159_
150 Dazu muß Bolz zählen.
151 Vgl GREBING, Die Konservatıven und Christlichen 488
152 Vgl EUROHR 21
153 Vgl (CLEMENS, Rechtskatholizismus 1114#
154 Ebd 114
155 Ebd 118
156 Man mu(ßß 1m polıtischen Katholizismus während der WeıLimarer Republık grob wel Rıchtungen
unterscheiden: Zum eiınen die »Jinke Rıchtung«, die Vertreter eınes »soz1ıalen Katholizısmus«; ihre
Vertreter Waren Erzberger, Wırt Diese Richtung setzte sıch tür eiıne Koalıition mıiıt der SPD e1in.
Dagegen ehnten die Vertreter der konservativen Rıchtung, die in der Tradıition der katholischen
Sozjallehre standen und daher autorıtär-ständisch gebunden WAarcCm, ıne Koalıtion mit der SPD ab Sıe
erstrebten eine Eınıgung mıiıt den Rechtsparteien. Als Exponenten dieser Richtung gelten Brüniıng, Kaas
und Bolz.
157 Fın treffendes Beispiel in diesem Zusammenhang 1st der Katholik Kıesinger. In seiınem Buch
heißt » Das VO  ‘ den Nationalsozialisten verkündete Ziel der Volksgemeinschaft machte mır
ındruckEUGEN BOLZ - SEINE POLITIK UND SEIN WEG IN DEN POLITISCHEN WIDERSTAND  235  — Die katholische Staatslehre zeigte starke Vorbehalte gegenüber dem Weimarer Parteienstaat,  weshalb der klerikal-konservative Flügel!°° in der Krise des Parlamentarismus sich nicht wie  der linke demokratische Flügel für eine Reform des Wahlrechts einsetzte, sondern eine  Staatsordnung mit stark autoritären Zügen forderte!5!,  — Seine Konformität mit der vatikanischen Politik führte zu Fehleinschätzungen gegenüber  den Nationalsozialisten.  6. Der »rechtsgerichtete« Katholizismus  oder der »Rechtskatholizismus« als solcher  Seit 1928 — mit der Wahl von Kaas zum Zentrumsvorsitzenden — bestimmte der Rechtskatholi-  zismus das Klima des deutschen Katholizismus, als dessen führender Kopf Martin Spahn zu  bezeichnen ist. Die »rechtsnationalen Katholiken« !® galten innerhalb des »neuen Nationalis-  mus« als eine eigenständige Richtung und verfolgten eine nationalistisch verengte Reichsidee,  waren monarchistisch und gegen eine Verbindung des Zentrums mit den Sozialdemokraten !*.  Sie betrachteten sich als die eigentlichen »Verteidiger christlich-konservativer Grundsätze«!*,  Die parlamentarische Demokratie war für sie »von allen Regierungsformen die denkbar  schlechteste«!®, Zwischen Zentrum und Rechtskatholizismus gab es Anfang der dreißiger  Jahre Affinitäten in den politischen Zielsetzungen. Kaas, Brüning und Bolz, die Vertreter der  katholischen Soziallehre, fielen alle von der Zentrumspolitik der »Weimarer Koalition« ab !°  und schwenkten auf eine streng autoritäre Politik ein, wodurch sie dem Gedankengut des  Rechtskatholizismus und der nationalistischen Rechten weit entgegenkamen. Angesichts der  sich abzeichnenden Annäherung des rechten Zentrumsflügels an die bürgerlich-konservative  Rechte, konnte es nicht ausbleiben, daß auch Katholiken in das geistige und organisatorische  Fahrwasser der Nationalsozialisten gerieten!”. Die Gefahr wurde im Zentrum zusätzlich  erhöht, indem man einen »kommissarischen Diktator« herbeisehnte und bereit war, Hitler das  Reichskanzleramt in einer »braun-schwarzen« Koalitionsregierung zu überlassen!°. Diese  Politik fand auch die römische Zustimmung!.  150  Dazu muß man Bolz zählen.  151  Vgl. H. GreBinG, Die Konservativen und Christlichen 488.  152  Vgl. NEUROHR 21.  153  Vgl. G. CLEMENns, Rechtskatholizismus 111 ff.  154  Ebd. 114.  155  Ebd. 118.  156  Man muß im politischen Katholizismus während der Weimarer Republik grob zwei Richtungen  unterscheiden: Zum einen die »linke Richtung«, d.h. die Vertreter eines »sozialen Katholizismus«; ihre  Vertreter waren Erzberger, Wirt u.a. Diese Richtung setzte sich für eine Koalition mit der SPD ein.  Dagegen lehnten die Vertreter der konservativen Richtung, die in der Tradition der katholischen  Soziallehre standen und daher autoritär-ständisch gebunden waren, eine Koalition mit der SPD ab. Sie  erstrebten eine Einigung mit den Rechtsparteien. Als Exponenten dieser Richtung gelten Brüning, Kaas  und Bolz.  157 Ein treffendes Beispiel in 'diesem Zusammenhang ist der Katholik K.G. Kiesinger. In seinem Buch  heißt es: »Das von den Nationalsozialisten verkündete Ziel der Volksgemeinschaft  machte mir  Eindruck ... Ich wollte mich nicht noch einmal eines Verhaltens des tatenlosen Zusehens schuldig  machen, dessentwegen ich mich später hätte tadeln müssen«. K. G. KıesınGEr, Dunkle und helle Jahre  163f£.  158 Im Sinne Brachers wurde Hitler »durch konservative und reaktionäre Kreise in die Macht gescho-  ben«. Vgl. K.D. BRACHER, Deutschland zwischen Demokratie und Diktatur 77ff. — 139ff. — 157ff.  159 Vgl. Morsey, Die deutsche Zentrumspartei 301.Ich wollte mich nıcht och eiınmal eınes Verhaltens des tatenlosen Zusehens schuldig
machen, dessentwegen ich miıch spater hätte tadeln MuUsseN«. G. KIESINGER, Dunkle und helle Jahre
163
158 Im Sınne Brachers wurde Hıtler »durch konservative und reaktionäre Kreıise ın die Macht gescho-
en«. Vgl BRACHER, Deutschlan: zwıischen Demokratie und Dıktatur 77$$. 1574
159 Vgl MORSEY, Die eutsche Zentrumspartei 301
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In den Reihen des Zentrums gab keinen nachhaltigen Protest die Ideen der
Rechtskatholiken in der Endphase der Weıimarer Republık. Bolz und andere Zentrumspo-
lıtıker ergeht daher der Vorwurf, das Trugbild der nationalen Revolution nıcht durchschaut
haben Durch die VO:|  — iıhnen mıtgetragene Zentrumspolitik haben s1ie mıt einer iıdeolo-
gischen Unterhöhlung der demokratischen Staatstorm beigetragen. Zu Recht konstatiert daher
Böckenförde1®°: »Im 933 War weıten Kreısen des deutschen Katholizısmus ıne
iıdeologische Befangenheıit und Wıirklichkeitsterne erreicht, die auch 1ın der S-Bewegung, NUur
weıl sı1e sıch betont antiliberalistisch und antımarxiıstisch begriff un sıch zahlreicher Vokabeln
des ‚organıschen« Denkens bediente, ınen willkommenen Bundesgenossen im Kampf
den ‚liberalen Ungeıst:« und für eine christliche236  JOACHIM SAILER  In den Reihen des Zentrums gab es keinen nachhaltigen Protest gegen die Ideen der  Rechtskatholiken in der Endphase der Weimarer Republik. An Bolz und andere Zentrumspo-  litiker ergeht daher der Vorwurf, das Trugbild der nationalen Revolution nicht durchschaut zu  haben. Durch die von ihnen mitgetragene Zentrumspolitik haben sie mit zu einer ideolo-  gischen Unterhöhlung der demokratischen Staatsform beigetragen. Zu Recht konstatiert daher  Böckenförde!®: »Im Jahre 1933 war in weiten Kreisen des deutschen Katholizismus eine  ideologische Befangenheit und Wirklichkeitsferne erreicht, die auch in der NS-Bewegung, nur  weil sie sich betont antiliberalistisch und antimarxistisch begriff und sich zahlreicher Vokabeln  des »organischen« Denkens bediente, einen willkommenen Bundesgenossen im Kampf gegen  den >»liberalen Ungeist« und für eine christliche ... Ordnung sehen ließ«. Man identifizierte  gleiche Vokabeln aus der nationalsozialistischen Terminologie mit denen der eigenen Sache.  Dies dadurch bedingte »Begriffschaos« mußte notwendigerweise zu einer inneren Auflösung  der demokratisch-republikanischen Substanz führen. Zwar muß Bolz’ Diktator als ein christ-  licher Staatsmann begriffen werden, der sich an Recht und Verfassung hält. Ganz anders bei  den Nationalsozialisten: Hier ist die Verfassung der Wille des Führers, und »Recht ist, was  dem Volke nützt«. Aber die autoritäre Zentrumspolitik trug mit dazu bei, die Hemmschwel-  len gegenüber Hitler bei den Katholiken abzubauen.  7. Eugen Bolz — sein politischer Weg  7.1 Bolz’ Politik bis 1933  Bolz orientierte sich in seiner Politik an den Sozialenzykliken der Päpste des 19. und  20. Jahrhunderts. Rom bestimmte seine Haltung gegenüber der SPD, hinsichtlich einer  autoritären Regierungsweise und vor allem gegenüber den Nationalsozialisten. Er übernahm  die »Geschlossenheit« eines katholischen Denkens, wie es sich in den Kulturkampfzeiten  bewährt hatte. Bolz’ Denken war also von typisch »römischen« Denkstrukturen geprägt.  Seine Politik hatte nichts »Prophetisches«!*! an sich. Ein Prophet »ruft dazu auf ... dem  Neuen gegenüberzutreten, weil darin die Zukunft liegt ... Das prophetische Wort ist ...  provokativ: Es erregt Ärgernis! ... Das prophetische Wort ruft nach vorne, in die Zukunft, zu  neuen Ufern«!®, Man kann derartiges in Bolz’ Rede nicht feststellen. Er kritisierte zwar die  gesellschaftlichen und politischen Zustände der Weimarer Republik, jedoch mit dem Ziel,  hinter die Weimarer Demokratie zurückzukehren: zu einer autoritären Regierungsweise.  7.2 Bolz’ politische Einstellung von 1933 bis 1945  Als 52jähriger Zentrumspolitiker nahm der entmachtete Staatspräsident von Württemberg  1933 an den letzten Reichstagssitzungen teil. Er wandte sich gegen das Ermächtigungsgesetz,  stimmte aber aus Fraktionsdisziplin dem Gesetz zu. Seine Teilnahme am Parteitag der  christlich-sozialen Partei Österreichs im Sommer 1933 diente der Gestapo als Vorwand, ihn  für einige Wochen auf dem Asperg in Haft zu nehmen. Danach zog er sich ins Privatleben  zurück. Durch seinen Freund, den Philosophen Ludwig Baur, angeregt, vertiefte er sich in die  neuscholastischen Lehren, besonders in die Soziallehre Leos XIII. Vom Winter 1941/42 an  hatte Bolz Kontakte zum Widerstandkreis um Carl Goerdeler. Die Ereignisse des 20. Juli 1944  sind bekannt. Bolz’ Verhaftung steht in keinem direkten Zusammenhang damit. Am  160 BÖCKENFÖRDE (Hochland 54) 237.  161 Gegen KöyLer, Eugen Bolz 15.  162 N. GREINACHER, Der Schrei nach Gerechtigkeit 12.Ordnung sehen leß« Man iıdentifizierte
gleiche Vokabeln aAaus der nationalsozialistischen Terminologie mıt denen der eıgenen Sache
Dıies adurch bedingte »Begriffschaos« mußte notwendigerweise ıner ınneren Auflösung
der demokratisch-republikanıschen Substanz führen. War muß Bolz’ Dıiktator als eın christ-
lıcher Staatsmann begriffen werden, der sıch Recht und Verfassung halt (Ganz anders bei
den Nationalsozialıisten: Hıer ist die Verfassung der Wıille des Führers, und »Recht Ist,
dem Volke nutzt«. ber die autorıtäre Zentrumspolitik ırug mMiıt dazu bel, die emmschwel-
len gegenüber Hıtler bei den Katholiken abzubauen.

Eugen olz seın politischer Weg
71 Bolz? Politik hıs 7933

Bolz Orjentierte sıch in seıner Politik 1n den Sozialenzykliken der Papste des und
20. Jahrhunderts. Rom bestimmte seıne Haltung gegenüber der SPD, hinsichtlich eiıner
autoriıtäiären Regierungsweıse und Vor allem gegenüber den Nationalsozialıisten. Er übernahm
die »Geschlossenheit« eines katholischen Denkens, Ww1ıe sıch in den Kulturkampfzeıiten
bewährt hatte. Bolz’ Denken War also VO  - typisch »römischen« Denkstrukturen gepragt
Seine Politik hatte nıchts »Prophetisches«!®! sıch. Eın Prophet »ruft dazu auf236  JOACHIM SAILER  In den Reihen des Zentrums gab es keinen nachhaltigen Protest gegen die Ideen der  Rechtskatholiken in der Endphase der Weimarer Republik. An Bolz und andere Zentrumspo-  litiker ergeht daher der Vorwurf, das Trugbild der nationalen Revolution nicht durchschaut zu  haben. Durch die von ihnen mitgetragene Zentrumspolitik haben sie mit zu einer ideolo-  gischen Unterhöhlung der demokratischen Staatsform beigetragen. Zu Recht konstatiert daher  Böckenförde!®: »Im Jahre 1933 war in weiten Kreisen des deutschen Katholizismus eine  ideologische Befangenheit und Wirklichkeitsferne erreicht, die auch in der NS-Bewegung, nur  weil sie sich betont antiliberalistisch und antimarxistisch begriff und sich zahlreicher Vokabeln  des »organischen« Denkens bediente, einen willkommenen Bundesgenossen im Kampf gegen  den >»liberalen Ungeist« und für eine christliche ... Ordnung sehen ließ«. Man identifizierte  gleiche Vokabeln aus der nationalsozialistischen Terminologie mit denen der eigenen Sache.  Dies dadurch bedingte »Begriffschaos« mußte notwendigerweise zu einer inneren Auflösung  der demokratisch-republikanischen Substanz führen. Zwar muß Bolz’ Diktator als ein christ-  licher Staatsmann begriffen werden, der sich an Recht und Verfassung hält. Ganz anders bei  den Nationalsozialisten: Hier ist die Verfassung der Wille des Führers, und »Recht ist, was  dem Volke nützt«. Aber die autoritäre Zentrumspolitik trug mit dazu bei, die Hemmschwel-  len gegenüber Hitler bei den Katholiken abzubauen.  7. Eugen Bolz — sein politischer Weg  7.1 Bolz’ Politik bis 1933  Bolz orientierte sich in seiner Politik an den Sozialenzykliken der Päpste des 19. und  20. Jahrhunderts. Rom bestimmte seine Haltung gegenüber der SPD, hinsichtlich einer  autoritären Regierungsweise und vor allem gegenüber den Nationalsozialisten. Er übernahm  die »Geschlossenheit« eines katholischen Denkens, wie es sich in den Kulturkampfzeiten  bewährt hatte. Bolz’ Denken war also von typisch »römischen« Denkstrukturen geprägt.  Seine Politik hatte nichts »Prophetisches«!*! an sich. Ein Prophet »ruft dazu auf ... dem  Neuen gegenüberzutreten, weil darin die Zukunft liegt ... Das prophetische Wort ist ...  provokativ: Es erregt Ärgernis! ... Das prophetische Wort ruft nach vorne, in die Zukunft, zu  neuen Ufern«!®, Man kann derartiges in Bolz’ Rede nicht feststellen. Er kritisierte zwar die  gesellschaftlichen und politischen Zustände der Weimarer Republik, jedoch mit dem Ziel,  hinter die Weimarer Demokratie zurückzukehren: zu einer autoritären Regierungsweise.  7.2 Bolz’ politische Einstellung von 1933 bis 1945  Als 52jähriger Zentrumspolitiker nahm der entmachtete Staatspräsident von Württemberg  1933 an den letzten Reichstagssitzungen teil. Er wandte sich gegen das Ermächtigungsgesetz,  stimmte aber aus Fraktionsdisziplin dem Gesetz zu. Seine Teilnahme am Parteitag der  christlich-sozialen Partei Österreichs im Sommer 1933 diente der Gestapo als Vorwand, ihn  für einige Wochen auf dem Asperg in Haft zu nehmen. Danach zog er sich ins Privatleben  zurück. Durch seinen Freund, den Philosophen Ludwig Baur, angeregt, vertiefte er sich in die  neuscholastischen Lehren, besonders in die Soziallehre Leos XIII. Vom Winter 1941/42 an  hatte Bolz Kontakte zum Widerstandkreis um Carl Goerdeler. Die Ereignisse des 20. Juli 1944  sind bekannt. Bolz’ Verhaftung steht in keinem direkten Zusammenhang damit. Am  160 BÖCKENFÖRDE (Hochland 54) 237.  161 Gegen KöyLer, Eugen Bolz 15.  162 N. GREINACHER, Der Schrei nach Gerechtigkeit 12.dem
Neuen gegenüberzutreten, weıl darın die Zukunft lıegt236  JOACHIM SAILER  In den Reihen des Zentrums gab es keinen nachhaltigen Protest gegen die Ideen der  Rechtskatholiken in der Endphase der Weimarer Republik. An Bolz und andere Zentrumspo-  litiker ergeht daher der Vorwurf, das Trugbild der nationalen Revolution nicht durchschaut zu  haben. Durch die von ihnen mitgetragene Zentrumspolitik haben sie mit zu einer ideolo-  gischen Unterhöhlung der demokratischen Staatsform beigetragen. Zu Recht konstatiert daher  Böckenförde!®: »Im Jahre 1933 war in weiten Kreisen des deutschen Katholizismus eine  ideologische Befangenheit und Wirklichkeitsferne erreicht, die auch in der NS-Bewegung, nur  weil sie sich betont antiliberalistisch und antimarxistisch begriff und sich zahlreicher Vokabeln  des »organischen« Denkens bediente, einen willkommenen Bundesgenossen im Kampf gegen  den >»liberalen Ungeist« und für eine christliche ... Ordnung sehen ließ«. Man identifizierte  gleiche Vokabeln aus der nationalsozialistischen Terminologie mit denen der eigenen Sache.  Dies dadurch bedingte »Begriffschaos« mußte notwendigerweise zu einer inneren Auflösung  der demokratisch-republikanischen Substanz führen. Zwar muß Bolz’ Diktator als ein christ-  licher Staatsmann begriffen werden, der sich an Recht und Verfassung hält. Ganz anders bei  den Nationalsozialisten: Hier ist die Verfassung der Wille des Führers, und »Recht ist, was  dem Volke nützt«. Aber die autoritäre Zentrumspolitik trug mit dazu bei, die Hemmschwel-  len gegenüber Hitler bei den Katholiken abzubauen.  7. Eugen Bolz — sein politischer Weg  7.1 Bolz’ Politik bis 1933  Bolz orientierte sich in seiner Politik an den Sozialenzykliken der Päpste des 19. und  20. Jahrhunderts. Rom bestimmte seine Haltung gegenüber der SPD, hinsichtlich einer  autoritären Regierungsweise und vor allem gegenüber den Nationalsozialisten. Er übernahm  die »Geschlossenheit« eines katholischen Denkens, wie es sich in den Kulturkampfzeiten  bewährt hatte. Bolz’ Denken war also von typisch »römischen« Denkstrukturen geprägt.  Seine Politik hatte nichts »Prophetisches«!*! an sich. Ein Prophet »ruft dazu auf ... dem  Neuen gegenüberzutreten, weil darin die Zukunft liegt ... Das prophetische Wort ist ...  provokativ: Es erregt Ärgernis! ... Das prophetische Wort ruft nach vorne, in die Zukunft, zu  neuen Ufern«!®, Man kann derartiges in Bolz’ Rede nicht feststellen. Er kritisierte zwar die  gesellschaftlichen und politischen Zustände der Weimarer Republik, jedoch mit dem Ziel,  hinter die Weimarer Demokratie zurückzukehren: zu einer autoritären Regierungsweise.  7.2 Bolz’ politische Einstellung von 1933 bis 1945  Als 52jähriger Zentrumspolitiker nahm der entmachtete Staatspräsident von Württemberg  1933 an den letzten Reichstagssitzungen teil. Er wandte sich gegen das Ermächtigungsgesetz,  stimmte aber aus Fraktionsdisziplin dem Gesetz zu. Seine Teilnahme am Parteitag der  christlich-sozialen Partei Österreichs im Sommer 1933 diente der Gestapo als Vorwand, ihn  für einige Wochen auf dem Asperg in Haft zu nehmen. Danach zog er sich ins Privatleben  zurück. Durch seinen Freund, den Philosophen Ludwig Baur, angeregt, vertiefte er sich in die  neuscholastischen Lehren, besonders in die Soziallehre Leos XIII. Vom Winter 1941/42 an  hatte Bolz Kontakte zum Widerstandkreis um Carl Goerdeler. Die Ereignisse des 20. Juli 1944  sind bekannt. Bolz’ Verhaftung steht in keinem direkten Zusammenhang damit. Am  160 BÖCKENFÖRDE (Hochland 54) 237.  161 Gegen KöyLer, Eugen Bolz 15.  162 N. GREINACHER, Der Schrei nach Gerechtigkeit 12.Das prophetische Wort 1st236  JOACHIM SAILER  In den Reihen des Zentrums gab es keinen nachhaltigen Protest gegen die Ideen der  Rechtskatholiken in der Endphase der Weimarer Republik. An Bolz und andere Zentrumspo-  litiker ergeht daher der Vorwurf, das Trugbild der nationalen Revolution nicht durchschaut zu  haben. Durch die von ihnen mitgetragene Zentrumspolitik haben sie mit zu einer ideolo-  gischen Unterhöhlung der demokratischen Staatsform beigetragen. Zu Recht konstatiert daher  Böckenförde!®: »Im Jahre 1933 war in weiten Kreisen des deutschen Katholizismus eine  ideologische Befangenheit und Wirklichkeitsferne erreicht, die auch in der NS-Bewegung, nur  weil sie sich betont antiliberalistisch und antimarxistisch begriff und sich zahlreicher Vokabeln  des »organischen« Denkens bediente, einen willkommenen Bundesgenossen im Kampf gegen  den >»liberalen Ungeist« und für eine christliche ... Ordnung sehen ließ«. Man identifizierte  gleiche Vokabeln aus der nationalsozialistischen Terminologie mit denen der eigenen Sache.  Dies dadurch bedingte »Begriffschaos« mußte notwendigerweise zu einer inneren Auflösung  der demokratisch-republikanischen Substanz führen. Zwar muß Bolz’ Diktator als ein christ-  licher Staatsmann begriffen werden, der sich an Recht und Verfassung hält. Ganz anders bei  den Nationalsozialisten: Hier ist die Verfassung der Wille des Führers, und »Recht ist, was  dem Volke nützt«. Aber die autoritäre Zentrumspolitik trug mit dazu bei, die Hemmschwel-  len gegenüber Hitler bei den Katholiken abzubauen.  7. Eugen Bolz — sein politischer Weg  7.1 Bolz’ Politik bis 1933  Bolz orientierte sich in seiner Politik an den Sozialenzykliken der Päpste des 19. und  20. Jahrhunderts. Rom bestimmte seine Haltung gegenüber der SPD, hinsichtlich einer  autoritären Regierungsweise und vor allem gegenüber den Nationalsozialisten. Er übernahm  die »Geschlossenheit« eines katholischen Denkens, wie es sich in den Kulturkampfzeiten  bewährt hatte. Bolz’ Denken war also von typisch »römischen« Denkstrukturen geprägt.  Seine Politik hatte nichts »Prophetisches«!*! an sich. Ein Prophet »ruft dazu auf ... dem  Neuen gegenüberzutreten, weil darin die Zukunft liegt ... Das prophetische Wort ist ...  provokativ: Es erregt Ärgernis! ... Das prophetische Wort ruft nach vorne, in die Zukunft, zu  neuen Ufern«!®, Man kann derartiges in Bolz’ Rede nicht feststellen. Er kritisierte zwar die  gesellschaftlichen und politischen Zustände der Weimarer Republik, jedoch mit dem Ziel,  hinter die Weimarer Demokratie zurückzukehren: zu einer autoritären Regierungsweise.  7.2 Bolz’ politische Einstellung von 1933 bis 1945  Als 52jähriger Zentrumspolitiker nahm der entmachtete Staatspräsident von Württemberg  1933 an den letzten Reichstagssitzungen teil. Er wandte sich gegen das Ermächtigungsgesetz,  stimmte aber aus Fraktionsdisziplin dem Gesetz zu. Seine Teilnahme am Parteitag der  christlich-sozialen Partei Österreichs im Sommer 1933 diente der Gestapo als Vorwand, ihn  für einige Wochen auf dem Asperg in Haft zu nehmen. Danach zog er sich ins Privatleben  zurück. Durch seinen Freund, den Philosophen Ludwig Baur, angeregt, vertiefte er sich in die  neuscholastischen Lehren, besonders in die Soziallehre Leos XIII. Vom Winter 1941/42 an  hatte Bolz Kontakte zum Widerstandkreis um Carl Goerdeler. Die Ereignisse des 20. Juli 1944  sind bekannt. Bolz’ Verhaftung steht in keinem direkten Zusammenhang damit. Am  160 BÖCKENFÖRDE (Hochland 54) 237.  161 Gegen KöyLer, Eugen Bolz 15.  162 N. GREINACHER, Der Schrei nach Gerechtigkeit 12.provokativ: Es gl Argernis! Das prophetische Wort ruft nach VOTNC, in die Zukunft,
uen Utern« 162 Man kann derartiges in Bolz’ Rede nıcht teststellen. Er kritisierte war die
gesellschaftlichen und polıtischen Zustände der Weımarer Republık, jedoch mıiıt dem Ziel,
hinter die Weımarer Demokratie zurückzukehren: ıner autorıtären Regierungsweıise.

F Bolz? politische Einstellung von 71933 hıs 194

Als 52jähriger Zentrumspolitiker nahm der entmachtete Staatspräsident VO:  ; Württemberg
933 den etzten Reichstagssitzungen teıl. Er wandte siıch das Ermächtigungsgesetz,
stımmte aber aus Fraktionsdisziplin dem Gesetz Seine Teilnahme Parteitag der
christlich-sozialen Parteı ÖOsterreichs 1Im Sommer 933 diente der Gestapo als Vorwand, ihn
für einıge Wochen auf dem Asperg Haft nehmen. Danach ZOß sıch 1Ns Privatleben
zurück. Durch seınen Freund, den Phiılosophen Ludwig Baur, geregt, vertiefte sıch die
neuscholastischen Lehren, besonders in die Sozijallehre €eOSs 111 Vom Wınter 941/42
hatte Bolz Kontakte Zzu Widerstandkreis Carl Goerdeler. Die Ereignisse des 20. Julı 944
sınd bekannt Bolz’ Verhaftung steht in keinem direkten Zusammenhang damıt. Am

160 BÖCKENFÖRDE (Hochland 54) 237
161 Gegen KÖHLER, Eugen Bolz 15
162 GREINACHER, Der Schrei ach Gerechtigkeit
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12 August wurde von der Gestapo verhaftet, Dezember Z.U| Tode verurteıilt und M
23. Januar 945 Plötzensee hingerichtet. Bolz machte nach der Machtergreifung 933 eine
Umkehr durch, sowohl in der Beurteilung der Politik Hıtlers, als auch in seıner Beziehung ZUur
katholischen Kırche In seiner Schrift »Katholische Aktion und Politik« Von 934 stellt
abweichend VO: Standpunkt der Bischöfe fest, sıch die Katholische Aktion nıcht aus derPolitik heraushalten dürtfe, sondern »be] offensichtlichem Mißbrauch der Staatsgewalt C1in
Notwehrrecht des Volkes« 163 estehe. Die Bischöfe dagegen betonten das Verbot der Konter-
revolution. Auftf die polıtische Sıtuation übertragen bedeutete dies für Bolz War noch
März 1933 VO  — der polıtischen Notwendigkeit der Reichskanzlerschaft Hıtlers überzeugt,besaß Kriegsbeginn ıne sehr realistische Sıcht der Dınge: »In eiınem Weltkrieg muß
Hıtler unterliegen«ı Angesichts dieser Gewißheit gab für keine Zweıtel mehr,eın sıttlıch berechtigtes Widerstandsrecht Hıtler gibt. Hıer begegnen Wır eiınem anderen
Bolz. Er wußte, daß sıch, Was die Einschätzung Hıtlers und seiner Bewegung angıng,die Ablehnung des Verfassungsbruchs 937 anbelangte, auf einem falschen Weg befunden
hatte1®> Er wollte zurück auf den richtigen. Dazu mufßte das Hitlerregime beseitigt werden.
Nur konnte seın Gewıssen beruhigen. Den einzıgen Weg, den dazu gab, WAar der aktive
Wiıderstand. Indem Bolz diesen Weg gıng, begann sıch gegenüber der »Geschlossenheit«
des katholischen Denkens emanzıpleren. Nun galt für iıhn nıcht mehr das Verbot der
Konterrevolution, sondern das Gebot des Notwehrrechtes Hıtler. Seın Tod War die
Konsequenz seıner Umkehr. rst wurde Bolz eiınem wahrhaft christlichen »Märtyrer«.Man kann daher konstatieren: Bolz’? Weg in den Wiıderstand das natiıonalsozıali-
stische Regime, seın »Märtyrertod«, lassen sıch nıcht seıner Politik bis 933 finden. Dıiese
wWar gegenüber der natiıonalsozialistischen Bewegung VO:  5 Fehleinschätzungen gepragt. Bolz
WAar nıcht Von Beginn eın entschiedener egner der Nationalsozialisten, aber nıcht
heißt, ıhr Anhänger WAal. Damıt hat ugen Bolz, 1mM Sınne VO:  - Haffner, mıiıt eıner
inneren Auflösung der demokratisch-republikanischen Substanz beigetragen: »Die eımarer
Republık 1st nıcht durch Wırtschaftskrisen und Arbeitslosigkeit zerstort worden sondern
durch die schon vorher einsetzende Entschlossenheit der Weımarer Rechten, den parlamenta-riıschen Staat eiınes unklar konzipierten autorıtären Staates abzuschaffen«l Bolz
WAar eın »Lreuer« Sohn der katholischen Kırche ın ihrer eıt und damit auch Anhänger eiınes
autorıtären Regierungs- un! Gesellschaftssystems 1im Rahmen der katholischen Soziallehre.
rst nach 933 wurde aus dem loyalen, gehorsamen Gefolgsmann VO  - einıgen Ausnahmen
abgesehen ! eın emanzıpierter, »ungehorsamer« Katholik. Er befreite sıch VO:  - der dama-
lıgen WIr mussen heute SCH »vorkonziliaren« katholischen Lehre und ging seınen eıgenenWeg als »miles christianus« den Wıderstand.

163 KÖHLER, Christentum und Polıtiık
164 Zıt. ach MORSEY, Eugen Bolz 100
165 Bolz rückte jedoch nıcht VO  3 seıner »Rechtspolitik« ab Das »Unternehmen 20. Juli« War in seiner
Substanz eın »hochkonservatives Unternehmen«. HAFFNER Vgl auch HAFFNER, Zur Zeıtgeschichte101-105
166 HAFFNER
167 Etwa be1 der Bischofsernennung 1927.
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